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'I.) m ~3· lind ~4· Juli ~955 hielten die Prozeßvertreter der 

KPD vor dem BllI1desverfassungsgericht in Kadsruhe ihl-e 

5c1dIlßplädoyers. Redlts~nwalt 01'. Kmtl fiihrte in seinem 

Pliidoyer Hoch einmal den überzeugenden Nachweis, daß di~ 

Bundesregierung Auszüge aus l~eden und Dokumenten der 

KPD verdrehte oder fiilsclJte. An zahlreidlen Beispielen bewie5 

er noel? einmal, daß der Senat die BlIndes;'egierung begünstigte 

lind die KPD benaelIteiligte. Diese Begünstigungen kamen dar: 

i'l zum Ausdruck, daß der Senat die Entlassung der Prozeß= 

vertreter der KPD, Rische und Ledwohn, ablehnte. Sie kam 

darin zum Ausdruck, daß der Senat verhinderte, daß die KPD 

ihn' Politik darlegen konnte. Sie kam darin zum Ausdruck, 

daß der Senat verhinderte, daß die KPD nachwies, daß die 

BHlldesorgane verfasslIngswidrig handelten. Redltsanwalt 01'. 

Kl7l1l schloß mit der Festsstellung, daß die KPD, die Banner= 

trägeri,'z der deutseIJen Einheit lind Freiheit, weiter/eben wird. 

Die vorlieg,enrle Publikatioll enthält das Schlußplädoyer des 

ProzeßverlTeters der KPD, Herrn Rechtsamvalt Di'. Kaul. 



Herr Präsident, meine DJmen und Herren BunclesverfJssungsrichter! 

'-Venn ich als letzter ,Prozeßvertreter der KPD jetzt das Wort nehme, 
dann habe ich zunächst zU'sammenfassend festzustellen, daß ,die Kollegen, 
die vor mir sprachen, die Prozel9bevollmächtigten der l<!PD, in ihren 
Plädoyers dargelegt und nachzuweisen versucht haben, daß das von de:" 
Bundesregierung -betriebene Verbotsverfahren gegen die Kommunistische 
Partei den nation,1len Interessen ,des deutschen Volkes widerspricht und die 
friedliche und demokratische 'Wiedervereinigung unseres Vaterlandes hin= 
dert. Es ist versucht worden, weiterhin nachzuweisen, 'Claß 'dieses VeIlf.ahren 
lediglich jenen Kräften von Nutzen sein 'kann, die den kalten Krieg auf 
Kosten der deutschen Einheit :führen und dadurch die Gefahr eines heißen 
Krieges heraufbeschwören. 

Die Prozeßbevollmächtigten der ·J(p,D haben weite:"hin versucht nach= 
zuweisen: ,Das .Begehren der Bundesregiewng, die KPD !Zu verbieten, 
widerspricht nicht nur dem grundgesetzlichen Gebot der Wiedervereinigung 
Deutschlands in Freiheit, sondern ·entbehrt auch jeder Grundlage des 
gesetzten Verfassungsrechts. Dieser antil1'ationale und grundgesetzwidrige 
Charakter des von der Bundesregierung betriebenen Verbots mußte sich 
notwendigerweise in jeder 'Phase des Verf,ahrensablaufes wi:derspiegeln. Es 
ist erforderlich, den Senat ·in dieser letzten Stunde auf bestimmte Erschej" 
nungen in dieser Hinsicht aufmerksam zu machen, da me,ines Eracht,ens der 
Senat ·bei der Fällung seiner Entscheidung notwendigerweise sich darüber 
wird schlüssig werden müssen, welche Teile des IProzeßstoHes er überhaupt 
der endgültigen Entscheidung zugmnde zu legen gedenkt. Beginnen wir 
zunächst rruit dem Verbots·an trag der Bun:desregierung: 

Nach § 45 des BVerfGG hat zunächst der Senat ,den auf Verbot der 
Partei gestellten Antrag zu prüfen und einen nicht 'hinreichend begründeten 
Antrag zurückzuweisen. 'Wie sah dieser Antrag der Bundesregierung, der 
das Datum des 23. November 1951 >trägt, ,aus? Der A'ntrag .stützte sich 
lediglich au·f eine einzige Tatsache, nämlich darauf, daß die K~D die Volks~ 

befragung gegen die Remilitarisierung unterstützt hat. Darüber hinaus 
hatte die Bundesregierung zur Begründung ihres Antrages nur auf Doku= 
mente Bezug genommEn. Hierbei handelte es sich lediglich um 5 Doku= 
mente der KPD, während die anderen, weiterhin angegebenen 23 Doku~ 

mente sich ausschließlich auf 'eineaußerhalbdes Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes wirkende Partei, nämlich die Sozialistische rEinheitspartei 
Deutschlands, oder tauf d..ie überhaupt nicht zur ,8iS'kussion stehende innere 
Ordnung der !Deutschen Demokratischen lRepu.blik bezogen. SeIhst wenn 
wir vom Inhalt dieser zur Begründung des V.eribotsantrags genannten 
Dokumente 'absehen, zeigt sich schon äußerlich, auf welch brüchi.gem Grund 
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der von der Bundesregierung geradezu höchst lässig angetretene Dokumen= 
tenbeweis beruht. 

Die Bundesregierung fälschte Zitate 

Darüber hina'us aber nahm es die Bundesreg,ierung mit der Wortechtheit 
der von ihr aus den Dokumenten 'zihierten Stellen keineswegs ,sonderLch 
,genau, um es klar ,und deutlich festzustellen. Die aus den Dokumenten 
entnommenen Zitate '''\laren z'um ,großen T'eil verofä,lscht oder dadurch, daß 
sie aus dem Zusammenhang gerissen waren, in 'ihrem Sinngehalt entstellt. 
Die KPD wies bereits ,in -ihrer ,Erwiderungsschrift ·a,uf ,den Antrag der 
B'un.desregierung ·darauf hin, Ich ,zitiere aus d'ieserErwderungsschrift: 

"Den ganzen Antrag der BundesregiCl'ung durchzieht und kerlll~ 

zeichnet die Methode der Fälschung angcführter Zitate m{s Dolwmen= 
ten der Kommullistischen Partei Deutschlands oder der Erkläl'llllF,en 
von Politikel'11 der Kommunistischen Pm'tei Deutsc!zlcmds oder Stt1t1ts~ 

mlinnem der Deutschen DC'mokratisch(;!! Republik. Diese Methode 
der Diffamierung des politischen Gegnel's durch verflilschte Wieder. 
gabe VOll Dokumenten ist in der deutscl7en GeschichtC' wohlbekmlllt." 

Es werden 'dann in der Erwderungsschrift, bei -der ich noch einen Augen= 
blick verweilen muß, -drei Formen dieser Verfälschung ,festgestellt liTT!] es 
heißt .dann weiterhin wörtlich in der 'Erw.iderungsschri·ft bzw. fim Bulletin 
des Parteivorstandes der KPD vom I. September I952, das ich nun im 
Wortlaut an dieser Stelle zitiere: 

"Oie. erste derartige Form stellt die Unterschlagung einzelner fi/r 
den Sinn entscheidender Worte dar, die zweite Form besteht in der 
Unterschlagung ganzer Sätze oder Absätze zwischen zwei als ;::usam· 
menhiingend wiedergegebene!! Sätzen, eine dritte Form findet man in 
der wörtlich richtigen Wiedergabe. von Zitaten bei heimtückisdlcr 
Entstellung ihres Sillnes in der Auslegung." 

Soweit das Bulletin des Parteivorstandes 'der KPD vom I. September I952, 

Und weiter w.ird darin zitiert: 

".. , So hatte die Bundesregierung in Ziffer 6 des Pr~gramms der 
nationalen Fwnt des demokratischen Deutschlands folgendes Zitat 
angeführt: I 

,Oie nationale Front des demokratischen Deutschlands ist in ganz 
Deutschland auf dem Marsch, , . und morgen wird sie ganz Deutsch. 
land befreien,'" 
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Durch das Weglassen wesentlicher Worte wurde der Sjnngehaj't entstellt, 
In Wirklidlkeit, wie auch lin der Beweisaufna,hme nachgewiesen, lautet das 
Zit-at in seinem vollen Umfang folgendermaßen: 

"Nienwnd kann den Vormarsch der nationalen Front aufhalte.'1, 
denn sie vertritt die Lebensinteressen der Nation. Oie nationale F,'ont 
des demokratischen Deutschlands ist in ganz Deutschland auf dem 
Marsch, sie entwickelt sich, sie überzeugt, sie organisiert und morgen 
wird sie ganz Deutschland befreien." 

So hatte die Bundesregierung ,folgendes angebJ,iche Zitat aus einer Re:le 
des Ministerpräs.identen ,der Deutschen Demokratischen Republik, Otto 
Grotewohl,angeführt. Ich z.itiere: 

"Unsere junge Deutsche Demokratische Republik hat daher ihren 
Kampf für . .. die nationale Einheit und für die Demokratie nicht nur 
tür ihr eigenes Gebiet, sondern für Gesamtdeutschland zu führen. , 
Also ist es klar, daß wir uns nicht nur mit den Erfolgen der Deutschen 
Demokratische/? Republik begnügen dürfen, sondern das ganze 
Deutschland muß es sein," 

Das Zi,tat, wie es die Bundesregierung bringt, ist damit zu Ende. In 
Wahrheit la'lItet der erste Satz dieser Rede Jn seinem lrusammenhang: 

"Die Republik ist im Kampf entstanden, sie steht heute im Kampf 
und wird ihr Leben im Kampf entfalten müssen Auf dem westlichen 
Teil unseres Vaterlandes lastet nationale Unterdrückung und Fremd. 
herrschaft. Unsel'e junge demokratische Republik hat daher ihren 
Kampf für das nationale Selbstbestimmungsrecht, für die nationale 
Einheit und für die Demohatie nicht nur in ihrem eigenen Gebiet, 
sondern für Gesamtdeutschland zu führen." 

Der zweite, ,in der Form der 'Bundesregjerung angeführte Satz, 'befjndet .. 
sich in Wirklichkeit drei volle Druckseiten hinter dem ersten und bezieht 
sich gar nicht - a,uch das ist än der Beweisaufnahme nachgewiesen - auf 
die Deutsche Demokr-atJsche Republil in ihrer GesamvheU, sondern auf die 
Jugend ganz Deutschlands, ·die sich in ganz Deutschland zusammenf.in'Clen 
solle und müsse. 

Ein Beispiel für die dritte Form derartiger VeI1fälschungen stellt folgende 
A us-führung der Bundesregierung in .ihrer Antragsbegründ-ung dar. Ich 
zibiere: 

"In der Entschließung des Parteitages --. Beweisdo1cument Nr. 3 -
beschäftigt sich die KPD unter Ziffer 46 auf Seite 25 mit der Ober= 
tragung der in der Deutschen Demokratischen Republik bestehenden 
Ordnung auf Westdeutschland, Sie erklärt, daß eine solche Obertra= 
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glmg zwar nielli' selzematiselz durchgefül/rt werdell km!ll, ulld begriin= 
det diese ihre Ansicht mit der Verschiedenheit der objektiven Bedill= 
gungen in Westdeutschland, dem Niveau der Entwicklung der Volks= 
massen uud deli Interessen der Vereinigullg Deutschlands und des 
Kampfes 11m den Frieden. Damit aber gibt die Kommunistische Partei 
Deutschlands einderttig zu erkennen, daß sie auf einem ihr zweck= 
mäßig erscheinenden Weg die Ubertragwlg der Verfassungswirkliell= 
keit der sowjetischen Besatzungszone auf die Bundesrepublik siell Zl{,n 
Ziel gesetzt Ilat." 

Sow·eit die Erklärung der Bundesregierung. Inder Erwiderungsschrift 
wurde ;folgendes ausgeführt: 

"Diese Behauptung stellt die Bundesregierung auf, nachdem im 
Punkt 46, d. h. an der Stelle, die die Bundesregierung anführt, aus= 
drücklich die Rede davon ist, daß in Westdeutschland die demokra= 
tische Entwicklung nicht im Wege einer schematischen Ubertragung 
der in der Deutschen Demokratischen Republik bestehenden Ordnung 
auf Westdeutschland durchgeführt werden kann, weil die objektiven 
Bedingungen in Westdeutschland und das Niveau der Entwicklung 
der Volksmassen sich von den Bedingungen in der Deutschen Demo= 
kratischen Republik unterselleiden und die Interessen der Vereinigung 
Deutschlands und des Kampfes für den Frieden Kompromisse erfor: 
dern. Was bedeutet aber das unterschlagene Wort ,Kompromisse' 
anderes als den direkten Gegensatz zur Ubertragung der in der Deut= 
schell Demokratischen Republik bestehenden Ordnung nuf West= 
deutschlalld. Hier handelt es sich nicht mehr um eine unkorrekte oder 
lässige Beweisführung, um ein objektives Auslassen, das subjektiv 
keinen Vorwurf duldet, sondern um politische Brunnellvergiftung, die 
angewandt wird, weil juristische Argumente für den haltlosen Antrag 
der Bundesregierung nicht zu Gebote stehen." 

Soweit die Entgegnung der KPD "luf idiese verfäIschten Darlegungen der 
Bundesregierung. 

Ausschüsse für Volksbefragung haben keinerlei 
grundgesetzwidrige Ziele 

Hatten durch diese unleugbaren .Feststellungen d.ie zur Begründung des 
V-erbot:s.antrages angeWhüen Dokumente ihre Beweiskraft verloren, so bot 
auch d~e einzige von der B.undesre~erung erwähnte reale Tatsache, näm= 
lich die Unterstützung der Volksbefragungsaktiondurch die KiPD, keinerlei 
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Grundlage Hir den von der Bundesregierung gestellten Verbotsantrag. 
EITinnern wir uns daran, daß der Verbotsantra.g der 'Bundesregierung das 
Datum des 23. November :195:1 trägt. A:ber selbst der 6. Strafsenat des 
Bundesgerichtshofes mußte in seinem Urt·eil .gegen Neumann 'tI. a. vom 
2. August :1954 auf Seite :I:I5 zugeben, daß - ich .zit.jere: 

"ZlImindest bis Ende Januar 1.952 die Ausschüsse für Volksbefragung 
nachweisbar keillerlei grundgesetzwidrige Ziele verfolgten." 

Das wird auch dar.aus ersichtlich, :daß d1e Vertreter der :Bundesregierung 
zwar .die Volksbefragungsaktion pa·thetisch als die gefährlichste Aktion der 
KPD ,in dem Antrag selbst bezeichneten, aber während <der ganzen Ver= 
handlung kaum mit einem Wort mehr au-f diese angeblich so gefährliche 
Tätigkeit d2r ~PD eingegangen ·sJnd. Nrun, trotzdem wurden ·die von der 
Bundesregierung in ihrem Antrag angebotenen Beweise als ausreichend 
angesehen, um das Verbotsverfahren ,durchzuführen. Welch starke Zweifel 
aber trotzdem hinsichtlich der Er.heblichkeit der Beweismittel und insofern 
auch hinsichtlich der Begründetheoit des Antrags bestanden haben, geht 
alls der Tatsache hervor, daß 8 Tage später sämtliche Geschäftsräume der 
KPD in den verschiedenst'en Städten durchsucht ,"vurden und von den 
Exekutivorganen wahllos geradezu jedes beschriebene Stück Papier 
sichergestellt wurde. 

Beschlagnahmeaktionen und Haussuchungen 
sind wider Gesetz und Recht 

Wie sahen, Herr Präsident, mecine Dame ·und Herren.ßw1desverfassungs: 
richter, diese Beschla.gnahm€aktionen aus? Di€ Haussuchungen .und Be= 
schlagnahmen 'Wur.den unter Verletzung fast sämtlicher prozessualer Vor= 
schriften durchgeführt. Entgegen ·den §§ :105, :106 StrO zogen die Exeku= 
tivorgane ... 

l'riisidellt: 

Herr Rechtsanwalt, es würde mich interessieren, was das eigentlich mit 
der ganzen Sache zu ttm hat, nachdem das doch nicht Gegenstand der 
Beweisaufnahme war? 

R.edztsnmvalt Dr. Kaul: 

Herr Präsident; jch bin erstaunt über die Frage. Natürlich ,hat es erheb= 
lich damit zu tun. Ich darf er:innern, daß ich zu Beginn darauf hingewiesen 
ha:be, daß -ich genötigt sein werde, Ihnen eine ganze Anzahl T'atsachen, 
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unbestreitbare Tatsachen, vorzutragen, le:liglich ·zu dem Zweck, wn Sie 
einmal darauf hcinzuweisen, 'daß nicht alles, was Proußstoff ist, ZUill 

Gegenstand Ihrer Entscheidung gemacht weden kann, und .Ihnen gleich: 
zeitig pflichtgemäß von unserem Standpunkt a,us und vom Standpunkt der 
K,PD aus, die notwen.digen Hinweise zu geben, um Ihnen ,d~ese Entschei= 
dung der Auswahl zu erleichtern. Insofern ,ist es natürlich notwendig, zu 
diesen Dingen Stellung zu nehmen und ·d.iese Dinge noch einmal im Zu= 
sammenhang 'darzustellen, zuma!, Herr Präsident, sie ja auch gleichzeit'ig 
Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen sind. Und was ist ein 
Plädoyer .anderes als die Zusammenfassung dessen, was Gegenstand der 
mündlichen Vel1handlung war. 

Präsident: 

,Welches Dokument ist verwertet worden? Nicht ein einziges! 

Frof. Dr. Kröger: 

Herr Präsident, kh h.abe über diese F.rage auch in einem Plädoyer 
sp.rechen müssen, un:d z.war unter dem Gesichtspunkt der Glaubwürdigkeit 
des Vorbringens. Denn wenn man an einzelnen Stellen Fälschungen ... 

Rechtsanwalt Dr. Kaul: 

Herr Präsident, es i'9t ü.beraus - jd1 ohitte eine M,inute um Entschuldigung 
- interessant ,der Hinwei's, den ,~e mir eben machten, welches Dokument 
ist von diesen verwertet worden. Ich komme - darf ich -das ,vorgreifend 
bereits bemerken - im Verlauf meiner Iweiteren Darlegungen und über: 
legungen dazu, mein Bedauern darüber ·auszudrÜcken, daß nicht diese Art 
von Dokumenten, die über ,die tatsächlkhe Tätigkeit der KPD Aufklärung 
gegeben ,hätten, verwendet wiurden, sondern 'durch die Steuerung oder 
durch die Anträge -der Bundesregierung Dokumente und Zitate, die der 
Auslegung, die der ,Wertung, dje der Deutung bedurften. Also insofern 
erscheint mir das wohl sehr wesentlich, darauf Bezug zu nehmen. 

Die Hauss.uchungen und Beschlagnahmen wurden unter Verletzung fast 
sämtlicher prozessualer Vorschriften durchgeführt. 

Präsident: 

,Ich würde Scie nur immer bitten, zu sagen, inwiefern Jas, was Sie vor= 
tragen, dann für die PTozeßentsdl'eidung von Bedeutung ist. Es würde 
Ihnen etwas schwer ,fallen. 

Rechtsanwalt Dr. Kaul: 

Ich glaube, Heril: Präsident, das ·ist mir :bislang nicht schwergefaJlen, ich 
ha.be Ihnen dar,gelegt, aus welchen Gründen ... 
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Priisident: 

Das Gericht zieht sich zur Beratung zurück. - - 

Präsident: 

Das Gericht hat beschlossen, daß Ausführungen über die Art und Weise 
der Beschlagnahme der Dokumente nicht zugelassen werden, weil diese 
Dokumente nicht Gegenstand der Beweiserhebung waren. 

Bundesregierung übel'gibt dem Senat 
"geheime Beweismaterialien" 

Rechtsanwalt Dr. Kaul: 

Ich nehme das zur Kenntnis, Herr Präsident, und .fahre dann bei dem 
nächsten Passus meiner weiteren Aus.führ.ungen .fort. Aber anschließend 
muß ich sagen, diese ·Beschlagnahmen genügten nicht. Obwohl sich die 
beschlagnahmten iMat-erialien zu wahren Papiel'bergen ,türmten, hielt es 
die Bundesregierung .für notwendig, im weiteren Verlauf dem Senat Be= 
weismaterialien zugänglich zu m.achen, die sie 'Vorsorglich als "geheim" 
bezeichnete, um a,u.f diese 'Weise zu verhindern, daß die KP,D von diesen 
Materialien Kenntnis erhielt, geschweige in der Lage ·war, deren Echtheit 
nachzuprü.fen. Ich bin nun genöt-igt, mich mit dieser T,arsache, die Ja ein= 
gehend Gegenstand der Verhandlung ,gewesen ist, aru·s ganz :bestimmten 
Gründen, die ich ,auch angeben werde, zu beschäftigen. Es ist bekannt, d(\ß 
§ 20 BVerfGG ausdrücklich ,bestimmt, die Beteiligten haben das Recht der 
Akteneinsicht, und daß § 29 BVel'fGG 'festlegt, rw,e ,BeteiJ,i.gten werden von 
aUen Beweisterminen benachrichtigt und -können der Bewei·saufnO!hme ,bei= 
wohnen, können an Zeugen und 6achverständdgeFragen richten. Trotzdem 
ereignete sich folgendes: Unter dem, ·dem Senat ,im La,me der Zeit als ge= 
heim zugänglich gemachten Schreiben der B.undesregierung befan'd sich 
eine Mitteilung des Herrn Bundesinnerun'inisters, ,in der darauf hingewie= 
sen wurde, daß im Hauptquartier des amerikanischen Geheimdienstes in 
Frankfurt am 'Main ein Zeuge, ,der im Sinne der Bundesregierung wesen!= 
liehe Angaben für das Vel1borsverfahren machen ,könne, zu.r Vernehmung 
zur Verfügung 'stünde. !Im Widersprudl zum wörtlichen Text des 'Gesetzes 
beauftragte der Senat-cl'urch Beschluß seinen Berichterstatter, Herrn Bun= 
desverfass~l11gsrkhter Dr. Stein, :diese Vernehmung im Hauptquartier des 
amerikanischen Geheimdienstes vorzunehmen und da;bei w,unde gleichzeit.ig 
festgelegt, daß cLie KPD von dieser Tatsache nicht zu benachrichtigen 
sei. Herr Bundesverfassungsrichter 101'. Stein begab sich in aas Haupt= 
quartier des amerikanischen Geheimdienstes -und fiihrte die beschlossene 
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Vernehmung durch. Ddnach veranlaGte der Senat weiter, daß Jer Antra" 
der Bundesregierung auf Vernehmung dieses Zeugen Jost vom 2+ Juni 
195 2, der Beschluß des Senats selbst dazu vom 26. Juni 1952 und die Ni,," 
derschrift der Vernehmung des Zeugen Jost vom 27.-28. Juni 1952 nicht 
zu den Akten genommen un:! vor der KPD geheimgehalten "rvurde. Da" 
gegen gelangte eine Abschri-ft des Protokolls in d.ie Hände eines Beamten 
des Bundes,1mtsfür Verfa?sung5schutz. Die-se Abschrift wude - ich halte 
mich nur strikt an die tatsächlich erwiesenen Tatsachen - von der Bundes; 
ilnwaltschaft in einem Strafprozeß gegen Funktionäre der KPDim Sommer 
1954 verwandt. 

Ich war eigentLich darauf vorberejtet, Herr Präsiden t, daß hier in di'esem 
Zusill1lmenhang, nicht etw<' bei den Darlegungen über § 106 der Straf; 
frozeßordnung, ,der Einwan::! C'rfolgen könnte, warum diese Vorgänge von 
mir hier noch einmal -in derJrtigerAusführlichkeit dargelegt weden, ob; 
wohl auf diese Zeugenvernehmung des Jost in der weiter"n Verhandlung 
Bezug genommen worden ist und auch diese Verne:ln1-Ung selbst nicht zum 
Gegenstand gemacht worden 1st. Nun, diese frage ist ,,~rhältni5mäßig 'E'in~ 

fach zu beantworten. Durch einen reinen Zufall wurde den Prozeßvertre; 
tern der KPD ·diese Geheimvernehmung des Zeugen Jost bekannt. Auch 
das ist Gegenstand der Verhandlung gewesen am 1. ,un::! 2. Verhandlungs= 
tag. Nun, Herr Präsi-dent, ich habe damals bereits darauf hinge1",'iesen, .::laß 
war in einer sehr schweren Lage sind. 

Geheime Beweismaterialien werden der KPD vorenthalten 

,Wir wissen ja nicht und 'wir ·haben nicht gewußt, wieviel ähnliche Vor; 
gänge -gleicher Art existieren, ohne daß 'ein Zufall ·sie zur Kenntnis der 
Prozeßvertr-eter der oKPD gebracht .hat. Zumal nach Ihren eigenen Erklä; 
rungen, Herr Präs·ident, Jolgende feststellung getroffen wunde: Der 'SenJ.t 
hat auch bei anderen !Materialien - ich folge jetzt :dem Wortlaut Ihrer 
feststellung - die j·hm von der Bundesregierung zugesandt wurden, den 
Geheimvermerk der Bundesregierung respektiert un'd sie ,der Kenntni,;; 
nahme der K,rD bis zum heutigen Tage entzogen. Darüber .hinaus .aber 
hat ,der Senat andere Schriftstücke, wie z. B. cinige Schreiben des Bundes; 
mänisters des Innern aus dem Jahre 1953 über den Stand de5 V.erfahrens, 
zwei Sdueiben des Ger.ichts an den Bundesminister des Innern und den 
dazugehörigen SchI"lftwechsel nächt zum Bestandteil :der Akten gemacht 
und vor der K;PD geheimgehalten. 

All dies befindet s:ich dargelegt ,im amtlichen Protokoll, soweit wär das 
nach dem Tonband -als amtlich bezeichnen dürfen, des 5. V.erhandlungs; 

12 

tages, Seite 1. Alle diese Tatsachen blieben jahrelang unbekannt und ge; 
langten erst zu Beginn der mündlichen Verhandlung zur Kenntnis der 
KP,o, und Z1N·ar erst dann, nachdem in tagC'1angen Diskussionen um die 
A.nerkennung des § 20 BVerfGG, ,der den Parteien das Recht der vollstän; 
digen Akteneinsicht gibt, gerungen worden ist. 

OerTermin z.ur mündlichen Verhandlung wurde aber erst nachdem der An; 
trag der Bundesregierung im Jahre 1951, .im November 1951, eingegangen 
war, erst 3 Jahre nachdem ·die Bun~lesregierung den Verbotsantrag gestellt 
hatte, und z.war -erst dann festgesetzt, nachdem - wie es wörtlich in ·dem 
Beschluß des Senats vom 23. Novem ber1954 heißt-eine Besprechung über 
,verfahrenstechnisch€ fragen des Prozesses zwischen dem Herrn Bundes" 
kanzler .un,d ,dem Herrn Präsidenten des Senats stattgefunden hatte, über 
die di€ oKPD erst durch einen Artikel, der in der "Süddeutschen Zeitung" 
vom 19. November 1954 veröffentlicht worden ist, ",Iso 4 Tage vor dem 
'termin, Kenntnis erholten hat. Als die Prozeßvertretung der KPD auf 
di-ese ihrer Ansicht nach offensichtlichen Verletz'l.mgen hinwies und den 
Herrn BerJchterstatter wegen Besorgnis der Befangenheit ablehnte, W1C'S 
der Senat diesen Antrag als unbegründet zurück. In der Begründung ,des. 
Beschlusses erklärte der Senat, ,daß der ein::leutige und unserer Ansicht 
nach unmißverständliche Gesetzestext der Ergänzung bedarf. Das ist fest= 
gelegt am 1. Tage des Protokolls, Seite 34-35· 

Ich darf, Herr iPräsid€nt, meine Dame und Herren Bundesverfassungs; 
richter, in Ihre Erännerung .Zlurüekrufen, ,daß .ich anschließend ,im Auft~age 
aller Proz€ßbevollmächhgten der KPD um'\"idersprochen daz.u folgende 
Erklärung abgegeben habe, auch ,diese liegt im Protokoll fest: 

Die Ausführungen des Vo.rsitzenden haben zwei Tatsachen erhellt: 

1. Es .sind ,durch Beschluß 'des Bundesverfassungsgerichts in :doesem 
VeI"f.ahren Geheimakten geführt worden, die zulThindest einem der 
Antragstellerin, der Regierung nämlich, runtersteIlten Verwahungs" 
organ, ztlgänglich gemacht !Worden sind. 

2. Das Bundesvel1f.assungsgericht ihat im Interes·se der Verteidigung 
dieser Maßnahme aus anderen Quellen als dem unmißverständlichen 
Gesetzestext Rechtgeschöpft. 

Stellt die erste Tatsache - ich zitiere "veiter aus dem .protokoll mit tnei; 
ner iErklärung -, nämlich die ,Führung von GeheiJ11I3,kten, schon einen mit 
der Rechtsordnung unver·einbaren und 'unerquicklich-en Zustand da,r, so hat 
die zw.elte Tatsache, aus der 'sich -ergibt, daß die ,für dieses Vel1fahren ein; 
deutig festgelegte NOlm durch richterlich geschöpfte Red1t.s.geda,nken er= 
s·etzt wurde, eine verzweifelte Ähnl·ichkeit mit dem Zustand, der nach dem 
Glauben der Anwälte, für die zu ..sprechen ,ich die -Ehre habe, mit dem 8. 
Mai 1945 <in deutschen Landen sein Ende erreicht zu halben -schien. 

13 



Der Scnat bevorzugt cinseitig die Bundesregierung 

Es ergab sich nun in den ersten Yerhan:Hungstagen für uns folgende 
Situation: Die Prozeßvertretung der KRD war bereits in diesen ersten 
Tagen der mündlichen Yel'hanJlung genötigt, eine Reihe von B.efangen= 
heitsanträgen zu stellen, da sie glaubte, die berechtigte B.esorgnis der 
Befangenheit einzelnen I\,1Htglie'Cl-ern des Senats gegenüber hegen zu kön= 
nen. Das Gesetz jedoch gestattet nicht, ein Gericht in seiner Gesamtheit 
oder die Mehrheit de-s Gerichts als befangen ,abzulehnen. Deshalb stellte 
die Prozeßvertretung der KPD, sich genau an die gesetzlichen .Bestimmun= 
gen haltend, all,f Grund :der ·im La'u,fe der ersten Verhandlungstage .festge= 
stellten Tatsachen einen Befangenheitsantrag gegen den Berichterstatter, 
Herrn ß.lIn-desvcrfassungsrichter:Dr. Stein, weil er - wobei ich immer nur 
nach Ansicht der KPDurteile,die ZJU vertreten ich die EhTe ~n diesem Verfah= 
ren habe - die Verfahrensvorschriften zum Nachteil der KPD verletzt, d:ie 
Bundesregierung durch (,inseitige Information ,bevorzugt, die ,Beweisauf= 
nahme im Hauptquartier ,des 'amerikanischen Geheim:1ienstes dem Gesetz 
nicht entsprechen'cl -durchführte, Geheimakten und Geheimtagebüch'er ,ln= 
gelegt hat un:! bei dem mit dem Gesetzestext nicht.im Einklang stehen:len 
B.eschluß des Senats auf Geheimhaltung der Vernehmung von Jost mit= 
gewirkt hat, 'Und beantragte mit tRücks'icht allf !diese SituaHon, die Ent= 
scheidung demPlen-um des Bundesverfassungsgerich,ts zu übertragen. Die: 
ser Antrag wurde -abgelehnt. Es wurden weiterhin dann wegen Besorgnis 
der Befangenhcil: zwei waitere Anträge ge-stellt, gegen Sie, Herr Präsi:lent, 
und gegen den Herrn Bundesverfassungsrichter Ritterspach. So entstand 
,für Idie KPD folgen:!e La,ge: Da's Gericht, das nach Ansicht der KPD Anlaß 
fur die Besorgnis der Befangenheit gegeben hatte, mußte selbst über die 
Unbefangenheit s('\jner MItglieder insgesam t entscheiden, In diese Situation 
wuroe aber der Senat ausschließlidl durch die Bundesregierung gebr.lcht, 
dieselbe Bundesregierung, die es fur richtig geha.lten hat, <dem Senat neben 
den beschlagnahmten Material'ien, neben den Mateni:alien, iiberderen Be= 
schlagnahme und die Form der Beschlagnahme lich hier auf Grund 
des eben ergangenen Beschlusses nicht ·sprechen kann, eine ,ganze Anzahl 
Maternalien mit dem Vermerk "geheim" zugänglich ,zu machen. Es er= 
übrigt 6ich, meine ich, !dngesichts dieser Tatsachen, über ,die von Herrn 
Staatssekretär Ritter von Lex in ·seinem Schlußwort abgegebene Erklärung, 
daß die Bundesregierung in diesem Verfahren niemals die Schranken über= 
schroHten hat, die ein rechtes Verfahren den Prozeßparteien auferlegt, noch 
ein Wort zu verlieren. 
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Legten Mister Rohert MUl'phy und USA-Außenminister
 
Dulles mit Adenauer den Prozeßheginn fest?
 

Aber eine andere Bemerkung, Herr Präsident und meine Dame und 
Herroen Bundesverfassung;srichter, 'aus den 'Schlußworten des Herrn Staats= 
sekretärs Ritter von Lex, zwingt zu einer Stellungnahme. Herr Staats2 
sekretär Ritter von Lex erklärt, ,daß die Bund.esregierung ,es begrüßt, daß 
dieser Staatsprozeß dem ganzen deutschen Volke diesseits und jenseits des 
eisernen Vorhangs - es wird wirkI.ich der Ausdruck "eiserner Vorhang" 
gebraucht - die Bedeutung der freiheitlich=demokra.rischen Grundordnung 
vor Augen ,führt. ,Ich kann Herrn Staatssekretär Ritter von :Lex nachfühlen, 
daß er wenigstens im letz,ten Al\lgenblick der mündlichen Verhandlung 
noch den Eindruck erwecken möchte, daß die Durchführung dieses Ver= 
fahrens von Staats I\lnd Rechts 'Wegen el'fOl'derlkh list und gewesen ist. 
Wird doch, wie die .Bundesregierung ,gena.u weiß, nich,t nur hier im Ge= 
richtssaal, sondern in der breitesten deut,schen öfrfentlichkeit und sogar im 
Bundestage selbst, wie ich vorzutragen noch in der vergangenen Woche die 
Ehre -gehabt habe, die Frage gestellt, warum betreibt trotz des Fehlens aller 
Voraussetzungen und aller Notwendigkeiten politischer ,und rechtl.icher 
Art die Bundesregierung das Verbot der Kommunnstischen !Partei mit der= 
art hektischem .Eifer? 

Ich möchte zur Beantwortung dieserFPage keine tiefschürfenden über: 
legungen anstellen. Ich glalUhe, daß einen Hinweis für die Motive der Bun~ 
desregierung folgende unbestreitbaren Tatsachen, die gleichfalls 'Gegen= 
stand der Verhandlung gewesen sind, geben: !Drei Jahre l'ang ruhte die im 
September :l951.eingereichte Verbotsk[.age, weil, wie Herr Staatssekretär 
Ritter von Lex in 'seinem Schlußwort erklärte, der Senat angeblich über= 
lastet war. Im September 1.954 'sudüe der Sonderbotschaf.ter der UnHed 
States, Mr. Robert M1urphy, den Herrn .Bundeskanzler .auf. Wenige Tage 
danach :hatte der Herr Bundes-kanzler den Besuch ,des Herrn Außenministers 
der United States, JohnFoster iDulles. 'Im 'seIhen Zeitabschnitt, wie in dem 
Beschluß vom 23, November dargelegt, hatte der Herr 'Prä'sident dieses 
Senats mit dem Herrn Bundeskanzler eine Besprechung über verfahrens= 
technisch'e Fragen dieses 'Prozesses. 

7 Tage nach der Rücksprache des Herrn Bundeskanzlers mit iMurphy -und 
4 Tage nach dem Gespräch mit Mr. Dulles wurde bekannt, ,daß der Termin 
auf den 23. November 1.954 anberaumt ist. 

Das ,sind Tats-adlen, die meines Erach.tens eine genügen.d deutliche 
Sprache spredl.en. ZtUll'al, wie hier a'uch in dem ßeweisvenfahren unterBe= 
weis gestellt, der Senat der Vereinigten Staaten zu gleicher z.eit es für an= 
gebracht hielt, 'einen BeI1icht über di,e iDurdllführung seines Verfahrens 
gegen die Kommunist-ische iPartei .der Uni-ted States in deut-scher Sprache 
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in der Bunde.sdruckerei, in der amerikanischen Bundesdruckerei in Wa= 
shington, drucken 'zu lassen ;lInd !ihn der Regierung lin Bonn zu übersenden. 
Selbstverständlich wird von der Bundesregierung behauptet, daß es l5ich 
hier nur lIm ein zufälliges zeitliches ZusammentreHen handelt. Ich spreche 
von dem ,Me. Carran=Berkht, der in .deutseher Sprache von dem Senat der 
Vereinigten Staaten nach 'hier übersarudt wurde. Und Cliuch Herr Rechts= 
anwalt Dr. Dix hat ja -schon im Verlauf der Verhandlung gesagt, er könne 
mit gutem GewJssen erklären, daß der Me. Carran=Berlidlt eine ;außer= 
ordentliehg-eringe ·Rolle tfür ,die Beweisführung der Bundesregierung ge= 
spielt habe. 

Anklageschrift gegen die KP der USA, Grundlage für 
die Beweisführung der Bundesregierung 

[Nun, lieh möchte einen Augenblick bei ,dieser geringen Rolle, die der 
Me. Carran=Bel'icht bei der Beweisführung der Bundesregierung gespielt 
haben solL 'Verweilen. Der amerikanische Me. Carran=Aussduuß konnte 
nach ,amerilkanisthem Verfa,ssungsreeht die amerikanische I<JP, also die KP 
USA nur dann als gesetzwj,drig belangen, wenn er -ent·sprechend den 
amer.iJkanü·schen Venf<tssun.gshesbimmungen - nachweisen .konnte, daß sie 
von einer ,fremden Macht abhängig ist. Zu diesem Beweis versucht der 
Bericht auf zwei vel'schiedenen 'Wegen zu kommen: Einmal geht er von 
dem BegriH ,des angeblichen 'Welt·kommunüsmus al\.lS, .der sich zur Sowjet= 
union bekennt und von iMoskau aus dirigiert wüd. Diese These ist nun 
aus den vergangenen tausend Jahren sattsam zur Genüge bekannt. Sie 
war die Hasi-s der .Antikomintern",P.ropagan·da, durch die rder sogenannte 
Weltkommuni-smus z'um Welt-fein-d Nr. 1 gestempelt wurde, umfürden Raub= 
zug des Hitler=Fasch.ismus die no.bW-endigen Voraussetzungen zu schaffen. 

In dem Abschni-tt Organisation urrd führ.ung der KlP USA durch ,die 
Smvjeturtion werden die Thesen vertreten, daß <die KiP USA iMitglied der 
Komintern ,gewesen üst und 'an die Stelle der Komintern die direkte Len= 
kung der Kommeuruistischen Partei durch die Sowjetunion urud die KPdSU 
getreten ist. In dhrem Schrift·satz vom 29. Januar 1955 übernmtmt die Bun= 
desregienung wortgetreu den Begriff des 'Weltkommuru'smus rund d,ie im 
Me. Carran=Bedcht angewandte Beweisführ·ung. So lautet die These A II 
der rB'undesregierung: 

,..Die fi'ühere KPD gehörte bis 1.933 als Sektion zur Komintern." 

Wedter wir·d in These A IV ausgeführt: 

"Inzwischen ist an die Stelle der Komintern als führende Kraft für 
die Politik der KPD und der SED ebenso wie für die anderen kom1TI!I= 
nistisd1en Parteien die KPdSU und' die Sowjetuniol1 getreten." 
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Getreu dem Me. Carran~Bel'icht folgend, stellte die Bundesregierung 
diese Beweisführung in den Vordergrund, obwohl sie, entspre.chend dem 
deutschen Verfassungs= oder Crundgesetzrecht nicht eine angebLiche Ab= 
hängigkeit von ein·er fremden M:acht nachzuweisen hatte, ·sondern die be= 
hauptete grund.gesetzwidrige Zielsetzung der KPrD ,als solche. Da dies 
weder nach der Tät,igkeit noch nach den Dokumenten der KPD offensicht= 
lich möglich war, erfand dde Bundesregierung eine angebliche dogmatisd1e 
Verbindlichkeit der Lehre ,des Marx.ismus=Leninismus, nach welcher ,die 
KPD auch verpflichtet sein ,sollte, ,in der Bundesrepurblik die Diktatur des 
Proletariats, und z,war mögLichst ·rasch und sofort zu errichten. Niemand 
wird 'aber '€rklären können, was die, von der Bundesregierun,g getreu dem 
Me. Car,ran=Vorbild behauptete angebliche LenkJung der KPrD, ja sogar 
aller kommunistischen .p·arteien ·derWelt 'Und ,die Sowj·etunion mit ·de·r Ver= 
bindlichkeit des Marxismus=Leninismus zu tun haben .sollen. T-rotzdem 
wurde diese Beweisthese -zugelassen und ferner Ibestimmt, daß über die 
These: die führende Kra.ft ;für d.ie IPolüik der KPD dstcLie ,KlP.dSU und die 
Sowjetunion, Beweis €phoben werden ·sollte. Das geschah am 15· Verhand= 
lungstag ·und ist niedergelegt im Protokoll auf Seite 15· 

Mit dieser Methode ,richtete die Bundesregrie.r.ung ,den Stoß dieses Ver= 
botsverfahrens weit über die KP\D hinweg bereits gegen die gesamte Ar= 
beiterklarSse ~n Westdeutschland und ihre sozia-l,j·strische Weltansd1au·ung. 
Während ein der ersten Phase -dieser Verhand1ung diese Absicht von der 
Bundesregierung getarnt wurde, hat man zum Schluß gar kein Hehl meihr 
daraus gemacht. 

Konkret sieht idas, Herr Präsident .und meine Dame rund Herren Bun:des= 
verfassun,gsrichter, '50 -aus: Herr Rechtsanwa-lt rDr. von W,interfeld verlangt 
in .seinem 5 chlruß,wort, daß jede demokra,tische Odnrung für gnundgesetz= 
wi.drig erklärt .wJ-rd, die ·der Arbeiterkl-assedie 'Möglichkeit bietet, die 
Mehrheit des VOilke.s rurden Soz,ialüsmus zu ,gewinnen. Das ist ,am 47· Ver= 
handltmgstag ,gesagt worden. Er -er.klärt daher konsequenterweirse, wie 
hier schon. im einzelnen dargelegt, auch di·e bürgerJ.ich=demO'kraüsche Revo= 
lution für Hochverrat '1.1Il.d wi1J. dem westdeutschen Bürger - od'er bes-ser 
in diesem Zusammenhang Untertan gesagt - nur und ausschließlich noch 
das Recht zugebilligt -wissen, lalle vier Jahre einmal einen Stimmzet·tel in 
die Urne -zu werfen. Nun, wde ein besorgter Arzt den Patienten nücht vor: 
zeitigednem zu :harten Schock aussetzen möchte, kleidet er diese Forderung 
in die lateinischen Aru·sdrücke von der zulässigen Akklam'atoion unrd der 
verbotenen A!ktion der M.assen. Herr 5ta-atssekretär RüHer von Lex list 
offensichtlich auf C-rund 'seiner !Erf·ahn.mgen, die er [ort den Zeiten von 1933 
bis 1945 !im Staatsdienst gemacht hat, ·wei·t offenherziger Ibeim VorbrJngen 
seines Angriffes. Für rihn !ist in Isein'€m Schlußwort die gesamte marxisti'sche 
Wissenschaftslehre cineinziges Verbrechen. Dabei geht seine Großzügig= 
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keil 50 weit, daß er in seinem Schlußwort sich sogar auf Unterlagen be= verwandt wird, um die kommunistischen !Parteien aller Länder zu -dirigit'= 
zieht, die ausdrücklich in diesem Verfahren nicht zugelassen worden sind, ren und sogar zu kontrollieren. Eine Weltanschauung, entstanden unQ 
wie die IDarlegungen des Herrn Professors Bochenski. gebildet im vorigen Ja'hrhundert durch Marx und Engels, weiterentwickelt 

durch Lenin und Stalin, vor und nach der die iWeltenwende einleitenden 
Oktoberrevolut.ion soll .nicht Inur ein Mittel der Lenkung, sondern selbst 

Hetze gegen die Sowjetunion hemmt Entspannung 
und Verständigung 

Obgleich der Senat selbst darauf hinge.w.i.esen hat, daß die innere Ord= 
nung der Sowjebunion keinerlei Beweiswert ,für die Frage hat, welche Ziel= 
setzung die K,PD dn der Hundesrepublik verfolgt, haben die Prozeßbevoll= 
mächtigten der Bundesregierung dauernd und systematisch die innere 
Ordnung der rSowjetunäon diH.amiert. Ich ,erunnere ,in diesem Zusammen= 
hang nu~ 'an die Worte von Herrn Rechtsanwalt Dr. Dix über die angeb= 
liche ~rausaffieLigujdrlemmg des selbständigen Bauemtums in der Sowjet= 
union am 25. Tage, es d:st im ,ProtokoH auf Seite 1.7-1.8 dargelegt. Woher 
die Kenntni:&s-e von Herm Rechtsanw,alt Or. iDJ.x über die Verhältnisse in 
der Sowjetunion stammen, of,fenba.rt er selbst m seinem SchJ.ußplädoyer: 
aus einem Verfahren eines Nazdgerichts 'gegen eine versch1eppte sowjeti= 
sche Bür,gerin, da·s Wiird uns am 46. VenhandLungst.a.ge auf lSeHe 25 dar= 
gelegt. In dem von Herrn Dr. von ,Winterfeld an die PresseherausgegebeK 

nerr Manusk11i.ptseines ZWli'SchenplädoyeI'S .fehlt naturgemäß der obligate 
Genickschuß nicht. Ich glaube, daß hesser der Charakt,er und der Sinngehalt 
des Vorbringens der Bundesregienmg nächt charakterrsJer-t werden kann. 
Der KPD war es in diesem Verfahren nicht möglich, ihre AuHassungen 
über die UdSSR zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung zu machen. 
Das geschah trotz des Hinweises von Herrn :Prof. Dr. Kröger, daß ,diese 
Methoden der Bundesregierung keineswegs der ErkenntIlli's einer Rechts= 
frage, 60ndoern nur der Verschänfung des kalten Krieges dienen und den 
naTionalen Interessen auf Entspannung und Verständigung 'Völlig zuwider= 
laufen. 

Ein Versuch, den Marxismus-Leninismus 
auf die Anklagebank zu zerren 

Nun zurück z.um Me. Carran=Bericht. Der ZJweite Weg, den 'der Me. Car= 
ran=Bericht geht, euro die angebliche Abhängigkeit der KiP USA von frem= 
den Mächten nachzuweisen, besteht darin, den Marxismus=Leninismus als 
ein polil!isdtes Mittellzu bezeichnen, das von der Sowjetunion geprägt und 

auch der Kontrolle, sein. Trotz dieser volLkommenen Unsinnigkeit über" 
nimmt die Bundesregierung eilfertig die gleiche Zweckkonstmktion und 
folgt in f.ast höriger Nachahmung 'genau dieser einmaligen Beweisführung, 

I),	 Alle Ergebnisse des ,Me. Carran=Berichtes, 50 die These von einer schemat,i~ 

schen und dogmat.ischen VerbindLichkeit des Marxisffius=Leninismus, die 
Behauptung, -daß der Marxdsffius=Leninismus ein System von Direktiven 
und Plänen .ist, die angebliche ·Planung der revolutionären Errichtung der 
Diktatur des Proletariats im gegenwärtigen Stadium der gesellschaftlichen 
Entwicklung, d·ie Bezeichnung Diktatur des Proletar,iats als Herrschaft einer 
Minderheit, nämlich angebLich der Kommunistischen Partei, die Bezeich= 
nung der marxisVisch=leninisbi·schen Partei als eine GIlUppe von verschwo= 
renen Revolutionären, die Charakterusierung der inneren Ordnung der 
Partei, die Bezeichnung der SeIbstkritikals Mittel zur Durrchsetzung der 
eisernen Disziplin und d~r Generallinie, die Kennzeichnung der Strat-egie 
und Taktik, die These von ,der Inhiltruerung der Gewerkschaften, alle diese 
Behauptungen des Me. Carran=Berichtes, j,a 'selbst die Thesen über die 
Schulungen finden sich in der Bewei'sführung der BundesregTienmg wieder, 
die entsprechend den nach gutem Gewissen abgegebenen Erklärungen von 
Herrn Rechtsanwalt Dr. nix ledig;1ich in einem außerordentlich ,geringen 
Maße vom Me.Carran=Bericht beeinflußt worden sei. 

Le1der i·st der Senat ,der Bundesregie.rung im Rahmen der.Beweisführung 
auf diesem Wege gefolgt. Wie bereits dar,gelegt - und nun finden Sie, Herr 
Präsident, den Grund der Ausführungen, die mir weiter darZJulegen durch 
BeschLuß venvehrt wOJ,den ist - tüJ:1mlen sich die Massen der beschlag= 
nahmten Materialien zu Bergen, aus dem ohne weiteres die Ziele der KPD 
hätten festgestellt werden können. Warum - unddi'ese Frage sollte 
letzthin ledigl,ich den Schlußsatz hilden zu diesen AuS'führungen, die 
zu machen -mir verwehrt worden ist - warum war es nicht möglich, 
zunächst dieses Material, wenn es ol'dnungsgemäß und den gesetzlichen 
Bestimmungen entspr,echend sichergestellt worden wäre, zu prü.fen, darauf 
den Bewei's ,aufzubauen oder den Nachweis zu erbringen oder überhaupt 
in die !Prüfung einzutreten, ,inwieweit die KPD ver.fassungsy.,r:jdrige, grund= 
gesetzwidrige Ziele verfolgt. 

Das ist leider nicht Igesd1ehen. Vielmehr wurde von der Bundesregien.m.g 
nach dem Muster des Me. Carran=BePichts vepsucht, die Weltanschauung, 
eine Weltanschauung, die heute bereits ein Dr.ittel der Menschheit befähigt, 
ein neues Leben zu gestalten, ·auf die Anklagebank zu zerren, obwohl ein= 
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deutig die Vertf"eter der KPD dara,uf hinw,iesen, daß, wie Herr Prof. Kröger 
ES i'm 1.8. März :1.955 ausdrückte, hier ein Weg ibeschritten wird - .ich 
zitiere wörtlich am dem P,rotokoll des 26. Verhandlungs tages, Seite 72 -74 
- hier ein Weg beschritten wird, der zwangsläufig jeden Beobachter an 
bestimmte Vorgänge der finstersten Zeit der jüngsten Vergangenheit un= 
sercs Volkcs erinnern muß JllI1d zweifellos geeignet ist, die gleichen Gefah= 
ren ,für den Friden und die Existenz ,des .deutschen Volkes herauf zu 
beschwören, die damals ausgelöst wurden. So begann .sich die ünieabzu= 
zeichnen, über die die von dEn 'amerikanischen Behörden herausgegebene 
Zeitung "Der W·iener Kurier" ·am 30. April 1.955 schreibt, " ... daß hier 
möglicherweise ein Musterprozeß für viele Länder der freien Welt geführt 
wird". Ein Musterprozeß nach den Methoden des Mc. CaHan=Ber.ichts und 
nach den Wünschen ·der Kreise ,tun Mc.Carthy, die bereits heute in den 
Uni ted States ·an ,der .imamerikanischen Volk leben:!en demokr.:itischen 
Traditoion seIhst .gescheitert sind. 

Nun zur Durchführung .der VerhandLung. 

Bundesverfassungsrichter Dr. Zweigert: 

Herr Rechtsanwalt Kaul, ich würde Ihnen gern ein weiteres Wort borgen 
'in diesem Zusammenhang ,für ihre groteske KonstrukMon .. 

Rechtsanwalt Dr. Kaul: 

;Es ,ist mir n.icht um Konstruktionen zu tun, Herr Bundesverfassungs= 
richter, mir ~st .d.ie Sache viel zu ernst. 

Bundesverfassungsrichter Dr. Zweigert: 

Sicher. Ich ·sage, ifür Ihre grotesken Konstrukt.ionen .anbieten. Am näch= 
sten DJenstag kommt der Chief Justice Warren vom 6upreme Court nach 
Karlsruhe. Vielleicht tragen Sie vor, daß er hierher .kommt, ·um an den 
Berat·ungen des Ger·ichts über dieses Verfahren teilzunehmen. 

Rechtsanwalt Dr. Kaul.' 

Verzeihen Sie, Herr .BundesverFassWlgsrichter, aber Jch glaube .kaum 
Veranlass'Ullg .gegeben zu haben, daß mir ,eine ·derartige Möglichkeit unter= 
stellt wird. 

Ich glaube dnernsthaftester Wldgerarde weil mich diese Dinge ja nun 
letzten -Endes noch weit über das .a,Ilgemeine rechtliche Maß im J'ersön= 
lichen beruhren, .in .ernsbhaftester 'Weise ver.sucht zu 'hahen, den Nachweis 
zu .erbringen, daß das Vorbningen der iBun:desregiel1ung getreu dem Vor= 
bringen des Mc.Carran=Berichtes erfolgt, 'und ich 11abe .weäterrnndar.gelegt, 
daß der Mc.Carran=.Bemcht eigenarbigerweise von der ameI1iJkanrischen 

Staatsdruckerei in deutscher Sprache gedruckt und weggeschickt worden 
ist, 'lind es ist uns bekannt, ich habe nur darauf verzichtet, es zu zitieren. 
wir ,haben die Unterlagen da, daß er an dde Kreise gegangen ist mit dem 
ausdrücklichen Vermerk, daß man sich 'erst Gewd.Rheit verschaHen muJS, 
daß er nicht in die Hände kommWlistisch infiltrierter Personen kommt. 

Fälschungen des Marxismus-Leninismus 
durch die Bundesregierung 

Ich ,habe 2.150 versucht, ernsthaft den Nachweis zu führen, anwJeweit das 
Vorbr.ingen der Bundesregierung li'dentisch ist md.t den Darlegungen der 
Linienführung des Mc.Car·ran=Ber.ichtes, nichts -wciter. Besonderen Wert 
mußte die Kommun~stische'Partei z. B.auf das Beweisbhema legen, daß der 
Marxismus=Leninismuseine einheit\.iche W,issenschaft dst. Dies, um .den 
Naduweis zu .erbringen, :daß es unmögLich Ii'st, mit den von der ,Bundes= 
regienmg 'angewandten Methoden über ein wissenschaftliches :Lehrsystem 
die Wahrheit .festwstellen. DJese Methode bestand darin, 'Iediglich solche 
Teile ·der Wissenschaft, die der 'Bundesregierung dn ·die Beweisführung zu 
passen 'Schienen, in die Verhandlung einzuführen, rund- 03JUS diesen Teilen 
einz·elne Teilstücke und Sätze raus dem z.usamanenlhang her-a'usgelöst zu 
zibier·en. Die Prozeßvertrebung der Kommunistischen iPartei hat sich mehr= 
Fach mit 'En tschieden'heit gegen die Mefhode dieser Zitatenreiterei gewandt. 
Ich darf Herrn Prof. Kröger zitieren, der am 17. Verhandlungstag _ 
es list dies auF .seite 1.0 des Protokolls .festgelegt - ·folgendes erklärte: "Wir 
müs'sen ,uns gegen dieses Verfahren mit aller Schäme wehren. Ich darf 
daPan erinnern, :daß wJr beantragt 'haben, die Theol1ie .a.us:lJUschließen. 
vVenn jedoch .der Senat darauf besteht, die Theorie zum Gegenstand des 
Verfahrens zu machen, dann 1rägt :der Senat auch d·ie Verantwortung vor 
der öffenblich·kei,t. Dann kann das, wenn auch nur ein Rest ·von Ernst= 
ha1ftligkeit gewährleistet ,werden soll, nur so geschehen, daß die Theorie lin 
ihrem Zusammenhang gewürdigt wird." 

Obgleich 'Prru. Kröger in diesem Zusammenhang 'darauF hinwies, daß 
die Art dieser Bewei:sführung derBundesre@ierung zwangsläufJg zu Ver= 
fälschungen und wiHkürlichen Ausdeutungen ,führen muß, wurde die Füh= 
rung des Nachweises, .daß der Marxismus=Len~nismuseine einheitLiche W.is= 
senschrait ist, nicht zugelassen. Um eine von der Bundesregierung vorge= 
nommene V.erfälschung des wissenschaftlichen Soz.iaJisffius zu widerlegen, 
·hatte die K,PD vorgeschlagen, über die Einheitlichkeit der Lehre von :Mlarx, 
Engel's, Lenin rund Sta1in Beweis zu epheben. Dieser Antrag wurde mehr= 

2120 



fach wiederholt und le,ider immer wieder abgelehnt. Worum ging es in die~ 
sem Antrag? Die einzige orlg1nelle Abweichung .der Prozeßvertretung der 
Bundesregierung ,in 1hrer Beweisführung 'lind in ihrem Vortrag vom 
Mc.Carran=Bedcht bestand 'daDin, daß 'si'e die Lehre von Marx und Engels 
auszuklammern versuchte und zu diesem Zweck den Begriff des Leninis~ 
mus=Stallinismus geprägt hat. OHensichtlich ltfn die eigentl'i(he Stoßrichtung 
des Verf.ahrens, auf die kh bereHrs hingewi-esen habe, zu tarnen. Aber wes 
das Herz voll ist, (i}es geht der MJmd über, wenn ich ein Bibelwort zitieren 
darf in diesem Zusammenhang. Herrn Rechtsanwalt Kalsbach passierte 
das Mißgeschick in seinem Sch\.ußplädoyer, offen den Inhalt des Kommu= 
nist-ischen Manifestes von Marx und :Engels, an dem, wie ich versichern 
k·ann, weder Lenilil noch S'talin mitgearbeitet halDen, .für gmndgesetzwidrig 
zu erkl;iren. Herr Rechtsanwalt Or. DJx ging ,einen anderen Weg: Er be= 
hal'ptete in seinem SchJ.ußp~ädoyer - es ist da,s .Jer 46. Verhamllungstag, 
Seite 33 -, ,die für jeden 'gesund und natürlich denkenden und fühlenden 
Mensch:?n so selbstverständliche Forderung, di-e Beziehungen zwischen 
Mann und Fraru 'freizuhalten vom .dem zersetzenden ,Einfluß dl"s Geldes, 
der sich in MitgJJftschacher, Einheirat, legaler oder illegaler Prostitution 
kennzeichnet, sei eine These kommunistisch=wssischer Aufsätze zur Mo= 
raL So 46. Ver'halildlungstag, Seite 33· 

Herr P.räsident, Sie haben gerade huer beson.deres Int:?ressefür die 
FundsteIle gezeigt und 'sich nach ~en fumdstellen ,erkundigt, wie ich aus den 
Protokollen no(h er.sehen habe. 1'(h kann helfend. einsp.J,ingen. Diese gan= 
zen FordeDun,gen sind seit 80 Jahren Gemeingut der deutschen Arbeiter= 
bewegung. Sie sind enthalten in dem im Jahre 1878 zum ersten Mal her= 
ausgekommenen weltberühmten Buch von August Bebel "Die Frau und 
der Sozialismus", d,1s ich eigentlich für 'gel'ichtsbekannt gehalten hatte. 
Wenn ich mJich geirrt habe, gestatte ich mir, das Buch in seiner 55. Auflage 
zu überreichen. 

Präside/.lt: 
Das ist nicht notwendig. 

Rechtsanwalt Dr. Kaul: 
Es 1st bekannt? Das ist 'erfreulich. 

Präsident: 
Ja. Wenn Ihnen nur soviel allgemein auch .noch bekannt wäre, außerhalb 

Ihres eigenen Ges.ichtskreises. 

Rechtsanwalt Dr. Kaul: 
Ich habe Sie 'akustisch ruicht verstanden, Herr 'Präsident. 
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Friisidellt: 
Sie haben also offensichtlich gemeint, daß es erfreulich ist, daß wir von 

diesen Dingen Kenntnis haben. Und darauf Ihabe ich erwidert, es wäre 
auch erfreulich, wenn von Ihrer Seite aus eine größere allgemeinere K;ennt= 
nis der menschlichen V(c'rhältnisse vorhanden wäre, als die Kenntnis, die 
Sie h,1ben. 

Angriff auf den Marxismus-Leninismus
 
ist Angriff aui die deutsche Arbeiterklasse
 

Rechtsanwalt pr. Kali I: 
Herr Präsident, mir wäre es schon sehr sympathisch, wenn uns das Ge= 

richt eine weitere Kenntn'is hinsichtlich alle.r Verfahrenseinzelheiten er= 
möglicht hätte, wie ich schon bereits gesagt hatte. Daraus hätten sich ,dann 
viele weitere Erkenntnisfolgerungen erge:ben. So werden aber von der Bun= 
desregierung russische Einflüsse erfunden, die sich angeblich auf alle Le. 
bensgebiete erstrecken sollen, und dadurch w.ill, wie gesagt, die Bundes. 
regierung ihr'e Absicht tarnen, daß es ihr bei diesem V'erfahren letzten 
Endes weit über das Verbot der KPD hinaus um die Unterdrückung des 
Ideengutes der gesamten deutschen Arbeiterschaft geht. Im MC.Carran= 
Bericht sprach man eine vieldeut:lichere Sprache. Dort wurde der Marxis= 
1l1us=Leninismus als die Lehren und Aktionsanleitungen von ·Marx und 
Engels, ergänzt und erweitert durch Lenin fund Stalin, bezeichnet. über 
Marx wurde gesagt, 'er 'sei der Erfinder des Klassenkampfes und der welt: 
umspannenden Revolution. Er habe -die Errichtung der Diktatur des Prole= 
tariats in 'einem sozialistischen Staat gefordert und die Lehre vom IMiß= 
brauch der nationalen Frage begründet. Als Quellen des Marxismus=Leni= 
nismus wurden deshalb die vVerke von Marx, daneben die von Engels, von 
Lenin :und Stalin ,bezeJchnet. Die -Bundesregienung :wich dagegen aus sehr 
naheliegen'den un::ldurchsichtigen Gründen in dieser ,Frage von dem ,Me." 
Carran:Bericht ab. \-V,ie schon gesagt, um ,die deutsche Arbeiterschaft über 
die wahre Stoßrichtung des Verfahrens, nämlich die Verurte,ilung des wis= 
senschaftlichen Sozialismus lund damit der isozialistischen Arbeiterbewe= 
gung überhaupt, zu täuschen, wich sie ,der iDisku5sion um die Quellen des 
Marxismus=LE'ninismus aus, klammerte Marx und Engels nach Möglich.keit 
aus, und erfJnd den ori~inären Charakter des Leninismu.5=Stalinismus. 

Der Senat begünstigt die Fälschungen der Bundesregierung 

Die Nichtzulassung des Beweisthemas über -die Quellen des Mjarxismus 
gab ,der Bundesregiel1ung den Raum frei, die Lehre des wissenschaftlichen 
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Soziausnl!us zu entstellen. Der Nichtzulassung verfielen weiterhin neben 
anderen Beweisbhemen: Marxismus=Leninismus ist die Weltanschauung 

. der Arbeiterklasse, die Wissenschaft von der Befreiung der ausgebeuteten 
Klasse, zweitens: Marxismus=Leninismus ist als W·issenscha.ft von nam= 
haften Wissenschaftlern anerkannt, drittens: Der 'Marxisffi'us=Leninismu5 
lehrt, die Rechte ,des .Parlaments gegen autoritäre 'Regierungen zu ephalten 
und zu verteidigen. Insbesondere wurde eine zusammenfassende Bewei:;= 
er,hebung über derartige, ,für das Verfahren so wesentliche Themen wie 
der ,;Marxismus=Leninismus ,und die niltionale Frage" und "der ,Marxis= 
mus=Leninismus <und die Erhaltung dC's Friedens" nicht möglich, w::il da~ 

letzte Thema völlig gestrichen w,ude 1.md das ,erste nur bruchstückartig 
zugelassen wurde. Ganz offensichtlich zeigte es sich dm weiteren V,erlauf 
des Verf,ahrens 'und vor allen Dingen auch zuletzt nodlin den Schlußvor= 
trägen der Vertreter der Bundesregier,ung, daß der Ausschluß dieser Be= 
weisthemen, auf ,deren Behandlung -die Prozeßvertreter der KPD wieder: 
hoolt gedrängt 'l1aben, die 'sie als unerläßlich gefordert 'hatten, letzten Endes 
dazu führen konnte, .daß die Bundesreg,ierung ·den Charakter des von der 
KPD geführten narionalen Kampfes und ihrer Fr-iedenspolitik, des Kamp: 
fes ,für die Verteidigung ·der demokra tischen Rechte .und ,Freiheiten, der 
auf den Auffassungen über den Impel'ialismus -schon schlechthin beruht. 
ent·stel.\en :und vel'fälschen konnte. 

J.mm'er wjeder haben wir Prozeßvertreter der Kommunisrischen Partei 
von Anbegi.nn .der Verhandlung an aLlf diese Gefahren hinzuweisen ver= 
sucht, .urrd rückbl,ickend muß ,ich feststellen, daß es hierbei für die Prozeß= 
vertreter der J<tPD nicht mögHdl war, über den Versudl h.ina,usz·ukommen. 
Al·s -ich am 18. Verhandl,ungstag - es ist das in dem Protokoll·des 18. Ver= 
handlungstages auf Seite 3 festgelegt - es war der drHte Tag der ,Beweis= 
a,ufna;hme, ·eine Erklärung der oKommunisbischen Pilrtei vorzutragen be= 
gann, und dabei .folgendes ·ausführte: "nie ersten drei Verhandl'LIng-stag~ 

der Bew·eisaufnahme haben ergeben, daß die Bundesreg,ierung, obwohl sie 
dn diesem V'erfa,hren nicht-s anderes jst als eine von zwei Prozeßparteien, 
das von .ihr von Anfang an erstrebte Ziel erreicht hat, nämlich das Gesicht 
dies·es Verfahrens zu best,immen", wurde mir das .Wort entzogen. :Die:;~ 

Erscheinungen, -die ,s'ich schon im ersten Teil der Beweisau.fnahme zeigten, 
beeinflußten auch den ZJwciten Teil der Bewei-saufnahme, der sich mit der 
konkreten Zielsetz.ung der KtPD befassen ·sollte. Das wmde jedesmal dann 
besonders kraß deutlich, wenn die Vertreter der KPD d1e Gründe für den 
Kampf, den die KPn gegen das Adenauerregime <und :die Politik der B:un: 
desr·eg;ierung ,führte, ,erörtern wollten. So w.urde Herrn Prof. Kröger am 
19. Verhandlungstag das Wort entzogen, ·als er aufdJie 'Politik der 'Bundes: 
reg;ierung zusprechen kam (-protokoll ,des 19. Verhandlungstages, Sei1'e 35). 
Am 21. Verhandlungstage wurde mir das !Wort verweigert, als ich auf 
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die Förderung ,der sogenannten antibolsd1ewistischen Liga durch die Bun: 
desregierung himvies (Protokoll 2.1. Verhandlungstilg, Seite 80). Am 
')7· Verhan:llungstag hielten Sie, Herr Präsident, Ausführungen von Herrn 
Prof. Dr. Kröger über diE' Grundgesetzwidrigkcit der Remilitarisierung 
für politische At!.5führungen lmd entzogen ihm dils 'Wort (Protokoll: 
seite 50). Es gibt eine viel weitere größere AnzC'.hl von Beispielen, a-ber 
ich möchte an St'elle dessen nur ,einen charakterbtischen und J=ür dieses 
Verfahren bedeutsamen Vorgang ,in Ihre Erinnenmg, Herr Präsident <und 
meine Dame und Herren Bundesverfassungsrichter, zurückrufen. 

Am 30. Verhandlungstilg zHierte Jch aus der Rede des Bundeskanzlers 
vom J.. .Februar 1953 die Worte: "W,ir ,können \'ersuchen, solche jungen 
Bauern dem Bauernstand zu erhalte·n, damit sie eines Tages wieder mit 
dazu beitrilgen 'könnten, den Osten zu kolonisieren." Es ist das auf Pro: 
tokollseite 44 des 30. Verhandlungstilges. Sie, Herr Präsident, untenbmchen 
und führten ,aus, was soll das mit Gewalt zu tun haben, ·doch gar nichts. 
Als ich versuchte, dilrauf einzugehen ,und 'ilusführte: "Herr,Priisiientmeinen 
Sie, daß die Völker sich J=reiwillig noch einmal der Blut= und Bodentheorie 
untoerweI'fen lassen", unterbrachen Sie mich und mir wurde daraufh.in das 
Wort entzogen. So kam ,das Bemühen ,der ,Prozeßvertr,eter der KOmm1.l: 
nistischen ,Partei, im Interesse der lVahrheitserforschung ,die Gründe ,für 
die Einsten.ung der :Kommunistischen Partei zu der von Bonn .geführten 
Polibik darzulegen, wie gesagt, nicht über das Stadium des Versuchs hin: 
(:,us. 

Der Senat lehnt die Haftentlassung der Prozeß
vertreter der KPD Rische und Ledwohn ab 

Schon Monate vor Beginn der mÜJ;ldlichen Verhilnd\.ung ,bef'anden sich 
,die zwei benannten Vertreter der Kommunistischen Partei Deutschlands, 
Rische und .Ledwohn, die allein als Vertreter der tPartei über Ziele und 
Tätigkeit der KiPD 'erschöpfend A'l1sk'llnft geben konnten, !in Haft. Der 
Senat lehnt,e trotz mehrfacher Ant'räge ab, die gegen :d.iese frciheits: 
ibeschränktrngei.ngelegte Ver,fassungsbeschwerde zu verhandeln, z.wangs= 
läufig mußte dadurch ,die :ProzeßführrLmg für die KoPD .nicht unwesentlich 
el'schwert werden. In der ersten Phase .des Prozesses .lehnte das Gericht es 
überhaupt ab, die drei benannten Vertreter ,der Partei 'anzuhören. Als .sie 
schließlich ZllY\'ort gekommen waren, :beschloß ,der Senat, ihre Redezeit 
im Gegensatz z.u der 'unbeschränkten Redezeit 'sämtlicher Redner der Bun= 
desregierung 'auf ie höchstens 1.0 Minuten zu beschränken. Begriindet 
wurde diese Maßnahme mit der Gefahr einer 'Prozeßverzögerung. 
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Der Senat verhindert die Beweisführung, daß die
 
Bundesorgane verfassungswidrig handeln
 

Id1 komme nun auf folgenden Prozeßvorgang, der hier für die Beweiswür= 
digung von wesentlidler Bedeutung ist. Kurz vorSchiuß der Beweisaufnahme 
wurde von zwei Herren des Senats - un::! ZWitr waren es Herr Bundesver~ 

fassungsrichter Zweigert u~d Herr BundesveI1fassung.snichter WesseI - vor 
die Prozeßvertreter der Kommunistischen d'artei Ifolgende Erwägung in 
direkter Frageform gestellt. Ich zitiere wörtlich aus dem Protokoll des 
40. Verhandlungstage.s: 

"Ich möchte da auf einen Gesichtspunkt hinweisen. Wenn nun dieses 
Gericht zur Oberzeugung kommt, daß die Bundesorgane im al/gel11ci= 
nen nid1t verfassungswidrig handeln, dann könnte in der ställdig 
niassierten Behauptung, die Bundesorgane handelten verfassungswid= 
rig, ein Daraufausgehen, die freiheitlich=demokralische Gnmdordlllwg 
zu beeinträchtigen, gesehen werden?" 

Diese Frage stellte Herr Bundesverfassungsf'ichter Dr. Zweigert. 
Es ist mJt Erlaubnis der erste Grundsatz eines ordnungsgemäßen Ver= 

bhI'ens, daß alles das, was das ,Gedcht seiner Entscheidung zugrundezu= 
legen beabsichbigt, 1n die mündliche Verhandl.ung eingeführt werden muß 
und Gegenst.andder Beweisaufnahme sein muß. Eben deshalb war es er~ 

forderlich, die von der K.PD bekämpften polibi,schen Maßnahmen der Bun: 
desregierung zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung zu mad1en. 
Bis zu dieser Frage, die von Herrn ,Bundesvenfass:ungsrich.ter Dr. Zweigert 
gestellt, von Herrn Bundesverfassungsr,ichter WesseI aufgenommen und 
ergänzt worden war, waren die Beweisanträge abgelehnt. Jetzt z.um Schluß 
der Beweisaufnahm.e wurde aus der Mitte des Senats heraus die Erwägung 
angestellt, es könnte doch möglich sein, daß diese Maßnahmen, die - trotz 
des Wunsches und der Anträge der :K:PD - nicht in der Verhandlung bc: 
handelt wurden, als grundgesetzmäß,jg angesehen werden könnten. 

(Während. des gesamten Vei·fahrens war die ~PD nicht in der Lage 
darzulegen, weshalb sie hestimmte HandLungen der Bundesregierung als 
grundgesetzwidrig ansieht. Jetzt am Ende der IBeweisaufnahme soll nun die 
ursprünglich beweisunerhebl:iche ,und deswegen nicht behandelte EinsteI: 
lung der KPD eine gr,undgesetzw.idrige Zielsetzung darstellen. 

Als nunmehr auf Grund dieser ,in direkter Frageform angestellten Er: 
wägungen kein Zweifel mehr da·rüber bestand, welche Bedeutung diese 
Frage für die -Entsch:eidung haben mußte, haben wir ,folgerichtig mehrere 
Beweisanträge, die sich a.uf das grundgesetzwidrnge Verhalten der Bundes: 
regierung in ganz spezdeHen Fragen bezogen,gestellt. Ich darf daran erinnern, 
daß idl beantragte, Beweis darüber zu erheben, daß Stellen der Bundes: 

26 

regierung verbrecherische Organisationen finanzieren 'und föpdern, deren 
Ziele darin bestehen, durch das Begehen von gemeingefährlichen Ver: 
brechen in der Deutschen Demokratischen Republik Aufruhr und Krieg 
zu provozieren und vorzubereiten, bZlW. die Ordnung der Bundesrepubhk 
gewaltsam auf die DDR zu übertragen, und daß die KPD dieses Verhalten 
der Bundesregierung ·als grundgesetzwidnig bekämpft. Im gleichen Zusam, 
menhang stellte Rechtsanwalt Wess-ig einen Antrag, der sich auf die För: 
derung der faschistischen I\lnd mHitaristischen Organisationen 'durch die 
Bundesr.eg.ierung bezog. 

Ich habe mit Rücksicht auf den Beschluß des Senats - wie er mir eben 
hier mitgeteilt worden ist - nur z'u meinem Antrag zu sprechen, denn mein 
Antr.ag äst - ich 'habe dafür nicht die prozessuale Bestimmung gefunden '
zurückgestellt worden mit der Bemerkung, daß erst abgew.artet werden 
müßte, ob er evtl. für die Entscheidung von Bedeutung ist. Ich muß die 
Form des Schl'ußplädoyers insofern dazu benutzen, da diese Frage noch 
nicht entschieden ist, nochmals mit aHer Deut:],jdlkeit und mitaHem .Enist 
darauf hinzuweisen,daß 'gerade mit Rücksicht au,f die .Fragen, die von 
den Herren Bundesverfass-ungsrichtern Dr. Zweigert undWesseI aus dem 
Schoß des Senats ihefo3us gestellt WOl'densind, ,es mJr I\lnabdingbar er', 
scheint, daß über die durch meinen ;ßeweisantrag angezogenen 'und rbe= 
rührten Fragen Beweis erhoben werden muß, weil :sonst die rErwägungen, 
die von den heiden Herren angestellt worden sind, in keiner Weise an 
der Beweisaufnahme ,ihren Niederscblag gef,unden ha,ben. 

Die Bundesregierung hat es für rid1t.ig gehalten, das Verhalten der An: 
hänger der iKP.D, ,das j.a üherdies auch Erkenntnismit,tel für die Tat~ 

bestandsverw,irklichung des Art. 21 CG ist, überhaupt nicht zu behandeln. 
Vier Dük.umente ,soHten dagegen ausreichen - nach M;ein'ung der Bundes= 
reg.ierung - die Frage zu klären, ob die K:PD durch Schulung und Pro~ 

pagandadazuiluffordert, die Gesetze der Bundes-republik zu mißachten. 
Nur ein einz,iges Dok'ument, rund zwar ein Auszug aus einer Rede ,des stell~ 

vertretenden Min,isterpräsidenten der iDDR, somit nicht einmal ein Do, 
kument der KPD, soH zur Beanhvortung der Frage genügen, ob d~e Schu= 
lung und !Propaganda dazu auHordert, behördliche Anwe;i,sungen der Bun= 
desrepubl-ik z;u mißachten. Zugleich sollen diese vier ,un-:l das eine Doku= 
ment auch noch die Intensität dieser Propaganda aufzeig,en. Ich glaube, 
daß der Senat diese Unterlagen nicht zum Gegenst'and seiner Urteilsfin: 
dung wird machen können, weil sie in ihrer Unzulänglichkeit sowohl quan= 
titahv wie qualitat·iv bereits das Gegenteil dessen erweisen, was die Bun= 
desregierung damit beweisen will. Für den gesamten VerfahrensabJa.uf 
und letzten Endes a'L:ch für die von Ihnen zu JäJ.lende, sicherlich nicht leichte 
Entscheidung erscheint mir auch von entsdleidender Bedeutung, wie pro: 
zcssual der Begriff der ,gerichtsbekannten Tatsachen Verwendung finden 
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soll und Verweniung zu finden hat. Es besteht rechtlich gar kein Zweifel 
darüber, daß nur solche Tatsachen als gerichtsbekannt behandelt werden 
können, die -dem Gericht tin amtlicher Eigenschaft zur Kenntnis gelangt 
sind, daß niemals das, was einen VOIVvllIrf stützen oder widerlegen kann, 
als gerichtsbekannt behandelt werden ,darf. Ich habe auch keine Veranlas~ 
sung anzunehmen, daß innerhalb des Senats selbst hierüber Zweifel be= 
stehen. Als ich am 24. Toge der Verhandlung nämlich auf die Versuche 
der Behörden in Hamburg einging, die KPD in einen Zusammenhang mit 
.dem Hamburger Sprengstoffunglück zu bringen, wurde ich von Frau Bun= 
desverfassungsr-ichter .Dr. 'Scheffler darauf hingewiesen, daß von dieser 
Tatsache dem Gericht in amtlicher Eigenschaft njchts bekannt ist und die 
Tatsache mußte - nicht unberechtigterweise - unter den Tisch fallen, Pro= 
tokoll des 24. Verhandlungstages, Seite 3. 

Auf der anaeren Seite aber möchte ich darauf hinweisen, daß die Ein~ 
heitlid1keit des MarxisGlus=Leninismus, der Charakter des Leninismus, der 
Sjnngehalt des dialektischen ·vnd historischen Materialismus, die Lehre von 
der polit.jschen Ökonomie ·und die Wissenschaft vom Klassenkampf und 
'Sozialismus für gerichtsbekannt gehalten wurde. Ich glaube, daß ich auf 
diese T.atsache ,den Senat jm Ra'hmen der m~r obliegenden pflidüen in 
allem Ernst hjnweisen muß, gera3.e mit Rücksicht auf die Mater.ialien, (h~ 
er im Ra,hmen der ordnungsgemäßen Beweisführung für die Grlln~~L:~2 
seiner Entscheidung ausz'uwählen und zu benutzen beabsichtigt. 

Am 16. VBrhandlungstage sind bestimmte for.derungen der ~PD über 
die Auffassung der K,PD über die Wesensmerkmale einer 'echten demokra= 
tischen Grundordnu:n:g aouch gerichtsbekannt. 

:Sie haben am 19. Verhandlungstag, Herr Präsident, Herrn ,Prof. oDr.
 
Kröger im Zusammenhang mit einem Vortrag über einen wiohtigen Ab:
 
schnitt der theoretisd1cn Literatur des Marxismus=Leninismus darauf hin=
 
gewiesen, daß die gesamte .Literatur dem Gel'icht bekannt ist. Das ist ent=
 
halten auf Seite 10 des Protokolls des 19. Verhandl,ungstages.
 

Falsche Zitate und Verzerrungen dürfen nicht Grundlage 
für das Urteil sein 

Daß Zitate von Teilen eines Gedankeruinhalts <immer die Gefahr mit 
sich bringen, daß der 5.inngehalt entstellt wird, a,uch darüber ist überhaupt 
kein Zweifel, <und :auch der Senat hat hi·erüber keinen Zweifel gelassen, 
denn als lieh am 44. Verhandlungstage bei der Entschuldigung meines 
Fernbleibens in der vorvepgangenen Verhandlungswoche auf das von dem 
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9. Senat des Kammergerichts in der Entsdlädigungssache Große gegen den 
Berliner Senat ergangene Urteil zu sprechen kam runi 'aus diesem Urteil 
den Satz zitierte, es sei keine Unrechtmaßnahme, Kommunisten ins Kon= 
zentrationslager zu sperren und sie :dort unschädlich zu madlen, erklärte 
Frau Bundesverfassungsrichter 01'. ScheffleI' - ich zitiere wörtlich -: 

"Herr Rechtsanwalt! Solche Sachen klingen doch immer ganz anders, 
wenn sie so herallsgerissen sind alls dem Zusammenhang." 

Als ich aus dem amtlichen ProtokolJ des Bundestages die Rede des 
sozialdemokratischen A!bgeordneten Menzel zum Justizetat vortrug, wies 
mtrüstet der Vertreter der Bundesregierung, Herr Ministerialdirigent 
Hopf, dara'uf hin, daß ich verschiedene Stellen, die meines Erachtens im übri~ 

gen nicht zum Prozeßstoff gehörten, ausgelassen habe. Nun, wie oft ge= 
schah es, ,daß ,der Herr Berichterstatter des Senats, Herr B.undesverfas= 
sungsricht,er DI. Stein, einen der P.rozeßbevollmächHgten der KiPD auf= 
forderte, zusätzlich einzelne Sätze oder Abschnitte ,arus den eingeführten 
Dokumenten über das angegebene Zitat hinaus zu 'verlesen. Das waren 
sicherlich bered1tigte überlegungen, denen ,s.ich die IProzeßvertreter der 
~PD im Interesse der Erforschung der Wahrheit niemals verschlossen 
haben. Um 'so rernster ist res, wenn ich demgegenüber hinsichtlich des Ver; 
naltens der Bundesregierung folgende Festst.ellungen -tr.effen muß: 

Am 17. Verhandlungstag z,itierte Herr Rechtsanwalt Dr. Dix a'us dem 
"Kurzen Lehr,gang der Geschichte der tKPdSU", Seüe 43/44 ein nicht zu= 
gelassenes Beweismittel zu ,einem nicht zugelassenen Beweisthema, in dem 
Lenin eine ·Pcartei von B,erufsrevolubionären zu fordern scheint, und folgert 
daraus, daß eine Partei 'Von beI1U!fHch mit ,der Bewegung !fest verbundenen 
Personen als IdealbHd ,der KOII1TI1Jllnisten erstreibt wird. Das hat seinen Nie= 
dersch·lag gefunden indem !Protokoll, Seite 28, des :17. Vrerhan-dlungstages. 

In Wirklichkeit wird dn diesem Abschnitt - und das wird 'aus'drückHdl 
auf Seite 45 des gleichen BeweisJTIÜttels gesagt - der Leninsche Plan für die 
Schaffung der Pklrtei der ArbeiterHa'sse ,unter ,den Bedingungen des zarist~= 

sehen absolutisttischen Rußlands dargestellt. Die i&mdesregierung hat nicht 
daran gedacht, von sich aus diese wesentlichen Sätze wsätzJjch zu ver" 
lesen. Id1 bin genötigt - ganz abgesehen davon, daß darauf bereits ei:1mal 
eingegangen worden ist - h.ier noch einmal rbesonder-s darauf 'hin2Juwei'sen, 
zumal die Prozeßvertreter ,der :Bundesregierung noch :in .i:hrem 5chlußplä~ 

doyer diesinnentstellen-deBehaupt<ung des McCarran=Berichtes von der 
Partei als verschworener Gruppe von Berufsrevol,utionären wiederholen 
konnten. 

Am 23. Verhandlungstag ließ die :Bundesregienung ,in jhrem Beweisvor= 
bringen über die Strategie und Taktik die entscheidenden T.hesen in Stalins 
Werk fort, worauf erst die Prozeßvertretungder Kommunjstischen Partei 
eingreifend hinweisen mußte. 
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Am 28. Verhandlungstage wurden die Ausfi.Lhrungen der Bunjesregie~ 

rung, daß im Programm der Nationalen Wiedervereinigung Deutschlands 
aufgefordert w.ird, die westlichen Besatzungstruppen zum Abzug zu zwin~ 

gen, dargelegt, obwohl .im Programm selbst mit aller Deutlichkeit von 
einem vereinbarten Ab:wg aller Besatzungstruppen gesprochen wird. 

Ich glaube, daß in ,diesen oder ähnlichen Fällen das entsprechende Vor= 
bringen der Bundesregievung nicht zur Grundlage der Entscheidung des 
Senats verwandt werden sollte. 

Am 18. Verhandlungst-ag hat Herr ;V\'alterFJsch ausgeführt: 

"Wir treten heute ein für die unter den heutigen Bedingungen höchste 
denkbare Form der Demokratie. Das ist nicht die höchste - nach UI1" 

serer Meinung vie/leicl'lt die zweithöchste oder dritthöchste, jedenfalls 
ist es ... eine höhere, eine bessere Form der Demokratie, als wir sie 
gegenwärtig in der Bundesrepublik erleben." 

Auf Seite I06 des I8. Verhandl'ungstages !hat dies im Protokoll seinen 
Niederschlag gefwden. 

Am 25. Verhand-Lungstage wandelte Herr Rechtsanwalt Dr. von Winter~ 

feld diese Worte des Herrn Walter F,isch folgendermaßen ab: 

"Da die KPD wiederholt geltend gemacht hat. daß sie gleichsam inl 
Widerspruch zum Marxismus=Leninismus tatsächlich ein anderes Ziel 
anstrebe, die zweithöchste, die objektiv möglichste Form der Diktatur 
des Proletariats." 

Als Herr Fisd1 ausweisl.ich des Protokolls, Seite 48, versuchte, die Fäl~ 

schung z:urückzuweisen, bLieb -d,ieser Ve·rsuch erfolglos. 
Nach ,diesen Versuchen ,der Bundesregievung ille Ansichten und Ab5'ich~ 

ten der KPD ,durch diese IMebhoden zu entstellen, verlor sich ·dle von der 
Bundesregierung durchgeführte Beweisführung ~mmer oHenskhtlicher in 
einer Verletz'ung der Denkgesetze und der anerkannten Regeln der Aus= 
legung. Trotz des angebotenen Beweises hatte die KrFD keine Gelegenheit, 
die wesentlichen Fragen der Grundorg-anisation 'der P.artei bzw. das Ver: 
halten ihrer Mitglieder, darzulegen, was allein auf ihre Tätigkeit - grund= 
gesetzgemäß oder grundgesetzwidrig? - einen Schluß zugelassen hätte. 

Die Bundesregierung und der Senat verhindern 
die Darlegung der Politik der KPD 

Durch d,ie InWative der Bun.desregierung beschränkte sich das Verfahren 
ausschließlich darauf, einzelne Dokumente der iPartei, und zwar meist dar~ 

aus nur einzelne Sätze oder Absätze zur Verlesung z'u ,bringen und aus= 
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gewählte Stellen aus den Werken der Klassiker des Marxismus:Lenin-is= 
mus vorzutragen. Alle entscheidenden Auseinandersetzungen zwischen 
d.en belden Ve-rfaluenspartcien spielten sich also auf der Grundlage eines 
reinen UrkundenbeweLses und in der Form der Auslegung ,und Deutung 
von Fragmenten verschiedener Dokumente ab. Hier, wo es um die legale 
Existenz einer aer ältesten politischen Parteien Deutschlands und, wie Herr 
Staatssekretär Ritter von Lex selbst in seinem Schlußwort zugeben mußte, 
um .die Grundfragen der Demokratie ·und der Nation geht, da vermied es 
die Bundesregierung, die tatsächliche politische Tätig,keit der KommundsF: 
sehen Partei zum Gegenstand ihrer Beweisführung zu mach-en und die 
Frage, ob ihre VOI'w~ir-fe durch reale Tatsachen bestätigt werden, an realen 
Tats.achen zu messen. 

Ich möchte allf ein persönliches Erlebnis zurückkommen, ,das eigentlich 
symptomatisch ,ist für die Art, ·in der die Bundesregierung ihren Beweis 
zu führen vers-uchte. Als nachstundenlan,gen Diskussionen über Ausleg.un= 
gen und Zitate eine ,Pause eintra.t 'und ,ich aus dem Saal heraus~ng, da 
stand da ein westlicher Journalist, dem ,keineswegs Sympathien zur Kom= 
m,unistischen Partei 'anzudichten wären, 'Und achselzuckendsagte er mir: "Es 
.fehlteben ein Bombenattentat, dann wäre die Beweisführung leichter." 

Vielmehr steuerte die Bundesregierung dieses Verfa'hren trotz des dau: 
ernden Protestes -der K,PD in ein änterpretierendes, aus-legendes, deu·tendes, 
kommentierende·s - geradezu 'an die mittelaltediche Scholast,i·k ·erinn·emdes 
_ Vorbringen, das schließlich darin gipfelte, ob die Worte "D-eut,sche oDe= 
mokratjsche Rep;ubl:ik" oder "NeabionaleFront" groß oder klein ;geschrieben 
worden 'sind. 50 kommt es denn - ,und daran 1st ausschHeßLich der J'roz'eß: 
w:ille der Bundesregierung 'Schuld - ;für die Entscheidung n'un dara,uf ·an, 
wie d,iese oder jene Stel.Je,. ,die 'als Zitat eingeführt wurde, ausz'\lliegen oder 
zu deuten ist. Neun, d.ie juristisd1e Wjssenscha·ft ·und die höchst,i'ichterloiche 
Rechtsprechung haben gerade im Interesse der Rechtssid1erheit die Mög: 
lichkeit der Deutung und AJuslegung eines Dok,umentes als Grundlage 
einer Entscheidung aufs stärkste eingeschränkt. Ich brauche -hier nicht I'lQjf 
die einzelnen Grundsätze, w.ie sie ,in diesem Zusammenhang von Wissen= 
schaft un·d Rechtsprechung entwickelt wurden, hinzuweisen. Verstößt 'schon 
die sinnentstellende Zit,ierweise der Bundesreg.iewng gegen diese fest= 
gelegten Prinz·ip.ien, 50 wird der Versuch der Umdeutung, wie das bei: 
spielsweise .bei der Erläuter,ung des Begriffs "Adena,uerregJme" ,im Pro: 
gramm der Nat-ionalen ,Wiedervereinigung geschehen äst, zur rechtlichen 
Unmöglichkeit. Wörtlich heißt es im Programm der NaHonalen W,ieder~ 

vereinlgung - ich zitiere -: 

"Das Adenauerregime ist die Herrschaft der deutschen Monopolher= 
ren und GI'Oßgnmdbesitzer, deJ' Revanchepolitiker und Militaristen." 
(28. Verlwndlllngstag, Seite 26) 
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Diese Worte sind eindeutig und für jedermann verständlich und dürften 
deshalb keiner Deutung und Auslegung unterzogen werden. Was aber tut 
im Gegensatz hierzu die Bundesregierung? Sie deutet trotz der -unmißver; 
ständlidlen Definition, die im Programm der Nationalen W.iedervereini. 
gung selbst enthalten ist, den Begriff "Adenauerregime" um .in den Begriff 
"Gesamtstaat", ja, die gesamte "freiheitHch;demokrat,ische Grundord
nung",um ihn mit dem ges,amten Staat, mH der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung im ganzen gleichzusetzen. Um diese ,umdeubung zu recht:· 
fertigen, -geht sie dazu über, die anerkannten Gesetze der Logik zu ver; 
letzen. 

Gestatten Sie mir, daß ich lhnen das an einem Beispiel demonstriert'. 
Die Dokumente der KPD enthalten folgenden unmißverständlichen und 
deshalb auch keine Ausdeubung zulassenden Satz: 

"Es genügt nid1t, Adenauer·und seine Minister durch andere Vert;'eter 
rler MonopolJzerren und Militaristen zu ersetzen. Das Aderrauerregime 
muß gestürzt werden." 

(Protokoll Seite 55, 35. Verhandlllllgstag) 

'Der zitierte Satz läßt lediglich einen einzigen zwingenden Schluß zu, 
nämlich den, daß die Kommunistische Partei sagt, es .genügt nicht, wenn 
der eine Vertreter des Monopolkapitals durch einen anderen Vertreter die= 
ser Gruppe ersetzt w.ird, vielmehr muß die po.Jitische Herrschaft dieser 
Minderheitsgruppe beseitigt werden. Diese Schl.ußfolgerung stimmt somit 
völlig mit der vorhin erwähnten Definition des Adenauerregimes überein. 
Trotzdem erklärte der Prozeßbevollmächtigte der Bundesregierung: "Wer 
sagt, daß es nicht ,ausreicht, einen bloßen Regierungswechsel vorz.unehmen, 
der will die verfasSoungsrechtliche Ordnung beseitigen." Kein Unbefange; 
ner wird die Logik dieses Schlusses entdecken können, -aber Herr Staats; 
sekretär Ritter von Lex bezeichnet es als das 'historische Ergebnis dieses 
Staalsprozess€S - wie er sich in seinem Schlußwort ausdrückt - dem deut
5chen Volk 'gezeigt z,u haben, in welcher Weise die KPD die BegriHe der 
freiheitl.ich-demo.kratbschen Grundordnung mißbraucht, .um lbreite 'Massen 
unseres Volkes ,für -ihr .gegen die freiheitl:ich-demokratisdle Grundordnung 
gerichtetes M-achtstreben zu mob.il~s·ieren. Deshalb fordert er im Namen 
der Freiheit, der Menschenwürde und der Rechtsstaatlichkeit das Verbot 
der KPD. Bombastisch klingende ,Worte .fand er, wenn ·er auf die Ziele der 
Bundesregierung zu sprechen kam, die -s-ich als Repräsel1'tant .der legitimen 
und 'sta'atstragenden Kräfte der Bundesrepublik ibezeichnete. Dagegen 
scheint sich nach seinen Worten in der KPD alles Finstere .und VeDderb
liche, das überhaup.t nur denkJbar ist, zusammenZiuballen. Aber ,ich glaube, 
Tatsachen sind stärker als pathetisch vorgetra·gene iV\'orte. 
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Die Bundesregierung schickt TCl'l'or- und
 
Spionagcgruppen in die DDR
 

Die KPD lViII die OrJnung der Deutschen Demokratischen Republik 
gewaltsam uuf die Bund2srepublik übertragen, und hinter ihr stehen der 
Pa'(tc~appJ.r:lt der Sozialistischen Einheitspartei und die Machthaber der 
::,olVjetischen Besatzungszone - so sagt Herr Ritter von Lex. Als aber di~ 
KPD die Frage stellte, wie sich die Blllldesregierung dazu stellt, daß von 
den verschiedensten Regierungs.stellcn der Bundesrepublik Organisationen 
g:!fördert und unterstiitzt werden, die d.ls Ziel haben, gemeingefährliche 
Verbrechen lind andere Ve.brechen auf dem Gebiet der DDR zum Zwecke 
des Terrors und der Provozierung von Kriegen zu begehen, da schwiege:1 
die 50 beredten Vertreter der .Bundesregierung. Als wir die Frage stellte'1. 
ob sie uns einen einzigen Fall nennen könnten, in de;il irgen-deine Person 
von Ost nach West geschickt war mit dem Auftrage, Brandstiftung, Spreng" 
stoHdelikte, V,erke'hrsdelikte o:ler Sabotageakte zu begehen, ·da schwiegen 

die so beredten Vertreter ,der Bundesregierung. 
Die KPD diffamiert die 13undes.regier.ung, weil sie ihr vorwirft, eine 

Politik des nationalen Verrats zu betreiben - 50 -sagt Herr Ritter von Lex. 
Als aber die KPD beantragte, Beweis über die 'Politik der Verträge z··: er~ 

heben, und nadnveisen wollte, daß ,diese Politik -den nationalen Interessen 
des Volkes lind dem grundgesetzlichen Gebot auf Wiedervereinigung in 
Freiheit widerspricht, da widersetzten sich die Vertreter der Bundesregie= 

rung dieser Be1-veisilufnahme. 

Förderung faschistischer und militärischer Umtriebe 
durch die Bundesregierung 

Die KPD dif,famiert die Bundesregierung, weil sie ih r vorwir,ft, Faschis= 
mus und Militarismus zu fördern - 50 sagt Herr Ritter von Lex. Als aber 
die Vertreter der Kommunistischen Partei beantragen, Beweis darüber zu 
erheben, daß faschistische und militaristische Organisationen ,uni ,dement= 
sprechende Umtriebe durch :1ie BlUldesregierung nicht nur geduldet, 50;-\

dern gefördert werden, d.! widersetzten sich d·ie Vertreter der Bundes, 

regierung dieser Beweisaufnahme. 
Die KPD diHam~ert die Gerichte der Bundesrepl1'blik - so sagt Herr 

Riitter von Lex. Als aber die KPD den Antrag stellte, Beweis darüber zu 
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erheben, daß in der Bundesrepublik Gerichte nach dem Hexeneinmaleins 
der kollektiven Sch.uldvermutung verfahren sind, und zu diesem Zwecke 
beantragte, Urteile dieser Gerichte zu verlesen, da widersetzten 'sich die 
Vertreter der Rundesregierung dieser Beweisaufnahme. 

Die KPD ,diHamiertdas Strafrechtsänderungsgesetz - so sagt Herr Rit= 
tel' von Lex. Als 'aber die KPD beantragte, über das Blitzgesetz 'lind seinen 
Charakter Beweis zu erheben, da widers~tztm sid1 ,d.ie Vertreter ,der Bun= 
.desregiemng dieser Beweisaufnahme. 

Die KPD Jstgegen freie gesamtdeutsche Wahlen - so sagt Herr Ritter 
VOll Lex. Als aber die KPDden Antrag stellte, Beweis darüber zu erheben, 
wie sich die 1<JPD ,die Durchführung freier gesamtdeutscher Wahlen vor~ 

stellt, da wi·dersetzten sich die Vertreter der Bundesregierung dieser Beweis, 
aufnahme. 

Die 1<JPD verherrlicht jn maßloser Weise die Deutsche DemokratIsche 
Republik, rue ein Staat der Diktatur ist - so sagt Herr Ritter von Lex. Als 
aber ,die Kommunistische Partei Deutschlands ,den Antrag stellte, ,Beweis 
über die Auffassung der K,PD über die I:XDR zu erheben, da widersetzten 
sich die Vertreter der Bundesregierung dieser Beweisa.ufnahme. 

,Die 'KPD ,uIl'd die SED sind einig in dem Ziel, die Diktatur des Proleta~ 

riats in Deutschland .w errichten. Die KPD wj·rd von ,der SED gesteuert 
so sagt Herr Ritter von Lex. Als aber :dlie Vertreter der KPD darauf be= 
standen, daß Beweis über das Verhältnis zwlischen KPD rund SED erhoben 
werden sollte, ,da widersetzten sich die Vertreter der Bundesregierung 
dieser Beweisaufnahme. 

Die KPD vertritt die nationalen Interessen unseres Volkes 

Der Marxismus=Leninismus lehrt, die nationale Frage und das Streben 
des deu.tschen Volkes nach Einheit und Frieden zu mißbrauchen - so sagt 
Herr Ritter von Lex. Als aber die KPD beantragte, Beweis über die Lehre 
des Marxisffius=Leninismus von der nationalen Frage und über die Erha!~ 

tung ·des Friedens Zl! epheben,"da widersetzten sich die Vertreter der Bun" 
des regierung ,dieser Beweisaufnahme. 

Die KPD :betreibt dunkle und .umstürzlerische Pläne - so sagt Herr Ril= 
ter von Lex. Als ·aber die KPD ,beantragte, die Innenminister der Länder 
der Bundesrepublik als Leite, der Polizei dazu zu hören, ,da widersetzten 
sich die Vertreter ,der Bundesregierung .dieser Beweisaufnahme. 

Nur weil die Vertreter der Bundesregierung diese Beweisaufnahmen 
verhindert haben, durfte Herr Ritter von Lex es wagen, die Vorwürfe, mit 
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denen die öffentliche Meinung bereits jahrelang gegen die KPD bearbeitet 
wurde, In seinem Sd11ußwort noch einmal zu wiederholen. 

Die Beweisaufnahme, die in weit über 40 Sitzungen nach dem Wunsch 
der ·Bundesregierung durchgeführt wurde, konnte keinerleJ direkte An= 
haltspunkte ihinsichtlich der Tätigkeit der Kommunistischen Partei unter 
der Perspektive ihrer Grundgesetzwidrigkeit erbringen. Und 'so rerleben wir 
denn in den Schlußworten w.ieder die alten Zitat.e der hintergründigen ,und 
geheilnen Zielsetzung. GleichzeiHg aber wagt es Herr 6taabssekretär Ritter 
von Lex, der in der gleichen Zeit, in der Tausende von Angehörigen der 
KPD auf dem Sch<afott ,für ihren Widerstand ·gegen den Nazismus ihr 
Leben ließen, in der gleichen Zeit, .in der Zehn tausende 'hinter Zuchthäusern 
und Konzentrationslagern verreckten, in der gleichen Zelt, an der er zwölf 
Jahre lang - und n·icht 'in untergeordneter Tätigkeit - im M;ini'sterium des 
gehenkten Kriegsverbrech.ers Kriegsdienst tat, den kommUrIlistisch denken; 
den deutschen Menschen .zum A'llJs.1:mnd sittlicher und 150zialer Ve,rkommen= 
heit zu stempeln, zum Untermenschen rsaU.sam bekannter Prägung 'Schlecht= 
hin. 

Die KPD, der Bannerträger der deutschen Einheit 
und Freiheit, wir,d weiterleben 

Nun, "Wenn mich meine Feinde :Ioben, weiß Jch, daß rich aw dem Jal.. 
sd1en Wege bin" - so lehrte Bebel die deutsche Ar<beitel'klas5<€. Jn Umkehr 
dieses Wortes .rechnet es sich die K!PD als ane ,Ehre an, hier - w,ie von 
Herrn Staatssekretär Ritter von Lex geschehen - diHamriert iUTId beschimpft 
zu werden. 

Die KPD, die Partei der deutschen Arbeiterkla,sse, hat Fdedrich Wil.. 
helm IV. un,d seinen Kommunistenprozeß überdauert rund den Bismarck 
des Sozialist·engesetzes. Sie hat Hitler lllnd Himmler .in d.en Abgrund ver= 
schwinden gesehen 'lmd sie wird als Bannerträger .der deutschen Einheit 
und der Freiheit des Volkes auch die üherda·uern, rue ,heute versuchen, sie 
zu unterdrücken und ihrer Rechte zu berauben. Diejel1'bgen, die 1933 bereits 
unter den .gleichen Parolen auszogen, um die KPD zu vernichten, haben 
Deutschland an den Rand des Verderbens gebracht. Die KPD a,ber besteht 
und wird weiterbestehen, und zwar einfach deswegen, wei:l in uhr der 
Lebenswille der deutschen Nation verkörpert ist. Deswegen fordere :ich zum 
Abschluß dieses Verfahren freie Betätigung und Wükung ,für die 
Kommunistische Partei Deutschlands. 
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